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Gegen den

Gefahrenausgleich innerhalb der Sozialversicherung
Die Spitzenorganisationen der deutschen Gewerk¬

schaften: Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund,
Allgemeiner freier Angestelltenbund, Deutscher Ge-

•werkschaftsbund, Gewerkschaftsring deutscher An¬

gestelltenverbände, haben am 8. Februar 1930, folgende
Entschließung angenommen:

„Wie aus der Presse bekanntgeworden ist, besteht

beim Reichsfinanzminister die Absicht, das zu er¬

wartende Defizit der Arbeitslosenversicherung für das

Geschäftsjahr 1930/31 durch eine Zwangsanleihe bei

den Landesversicherungsanstalten und der Reichsver-

sicherungsahstalt für Angestellte' zu decken. Gegen
'diesen Plan müssen die Gewerkschaften schärfsten

.Protest erheben; denn dieser sogenannte „Gefahrenaus¬
gleich innerhalb der Sozialversicherung" würde nichts

anderes bedeuten, als eine Uebertrsgung der Lasten,
die in Zeiten besonderer Arbeitslosigkeit nach dem

Gesetz und nach den Grundsätzen einer gerechten
Sozialpolitik die Allgemeinheit zu tragen hat, auf ganz
anderen Zwecken dienende Versicherungsträger. Eine

Gefährdung der unmittelbaren Aufgaben dieser An¬
stalten und eine weitere Aushöhlung des gerade von

ihnen befruchteten Baumarktes, und damit eine weitere

Einschränkung der Arbeitsmöglichkeiten, würde die

unausbleibliche Folge sein. Eine bei weiterer Ver¬

schlechterung des Arbeitsmarktes eintretende Ver¬

zögerung des Rückzahlungstermines würde die ge¬
samte Sozialversicherung in ihren Grundfesten er¬

schüttern und für die Arbeitslosenversicherung ins¬

besondere zu einer neuen bedrohlichen Krise führen.

Nicht Sanierung der Arbeitslosenversicherung und Be¬

ruhigung der Oeffentlichkeit, sondern Gefährdung der

gesamten Sozialversicherung und neue Hetze gegen cLe

Arbeitslosenversicherung würde das notwendige Er¬

gebnis sein.

Die Gewerkschaften erklären daher als ihre ein¬

mütige Auffassung, daß, soweit die Sanierung der Ar¬

beitslosenversicherung nicht durch eine von ihnen für

tragbar gehaltene Beitragserhöhung erfolgen kann, auf

die Hilfe des Reiches zurückgegriffen werden muß.

BERNHARD GÖRING, BERLIN

Gefahrengemeinschaft —

Per neueste Angriff gegen die Sozialversicherung
: Die finanzielle Lage der Reichsanstalt für Arbeits¬

vermittlung und Arbeitslosenversicherung ist infolge
der besonders großen Arbeitslosigkeit dieses Winters,
%vie vorauszusehen war, äußerst schwierig. Die freien

Gewerkschaften haben in der umfangreichen Debatte

des vergangenen Jahres für die Balancierung des Etats

der Reichsanstalt rechtzeitig einen Weg durch Er¬

höhung des Beitrages gewiesen. Sie waren damals

bereit, einer solchen Erhöhung um 1 v. H. zuzustimmen

und damit eine Belastung der Sozialausgaben der

Arbeiter und Angestellten auf sich zu nehmen. Wären
die Parteien des Reichstages diesen Vorschlägen recht¬

zeitig gefolgt, wäre die Reichsanstalt' heute nicht

gezwungen, Zuschüsse vom Reich für die Erfüllung
Ihrer Pflichten zu fordern. Statt dessen hat der Reichs¬

tag erst im Dezember 1929 eine Beitragserhöhung, und

zvyar nur um 'A v. H. und nur befristet beschlossen. Das

Ergebnis jener falschen Politik ist: Die Reichsanstalt

benötigt zur Deckung ihrer Mehrausgaben für das
laufende Jahr 1930/31 mindestens 250 Millionen Mark.
Dabei wäre vorausgesetzt, daß der gegenwärtige Beitrag
für das laufende Jahr bestehen bleibt.

t
Das Reich ist verpflichtet, die Gelder zur Verfügung

¦tu stellen, die die Reichsanstalt zur Erfüllung ihrer

gesetzlichen Leistungen benötigt. Der neue Reichs¬

finanzminister, Dr. Moldenhauer, glaubte, um

eine Belastung des Reichshaushalts zu verhindern, als

eine seiner ersten Amtshandlungen für die Sanierung
der Reichsanstalt die Bildung einer Gefahren-

gemeinschaftinderSozial Versicherung
vorschlagen zu müssen. Das Reich sollte seinen Ver¬

pflichtungen gegenüber der Arbeitslosenversicherung
dadurch enthoben werden, daß für die Sanierung der

Arbeitslosenversicherung die Mittel der übrigen Sozial¬

versicherung herangezogen werden. Der hauptsächlich
leidtragende Teil wäre dabei die Angestelltenversiche¬
rung gewesen, die zurzeit über eine beachtliche Kapital-
reserve verfügt. Es ist nicht uninteressant, daß der

Plan dieser Gefahrengeme'nschaft ausgerechnet von

einem Minister ausg'ng, der dem Deutschnationalen

Handlungsgehilfenverband sehr nahe steht, und der

wiederholt auf Tagungen des DHV. über die An-

gestelltenversicherung als besonderer Sachverständiger
gesprochen hat. Der DHV. wendet sich gegen diese

Feststellung, die auch der Kollege Aufhäuser in einem

Leitartikel in der„DeutschenTechniker-Zeitung" machte,
in der neuesten Nummer der „Handelswacht". Bei

seinen.Versuchen, diese für ihn jetzt nicht angenehme
Verbindung'zu. widerlegen, verfällt er auf. einen Ge¬

danken, der so einzigartig ist, daß wir ihn unseren

Lesern nicht vorenthalten wollen. Herr Brost hat „ent¬

deckt", daß der Plan
.
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dem Staatssekretär des Reichsfinanzministers, Herrn

Schaeffer, ausgeht. Er ist demnach verantwortlich

und nicht der Minister. Wenn es sich um das Ressort

des Arbeitsministers Wissell handelt, ist der DHV.

bisher noch nicht auf den grandiosen Gedanken ge¬

kommen, den Staatssekretär oder gar die Ministerial¬

direktoren verantwortlich zu machen.

Wir sind der Auffassung, daß die Verantwortung in

diesen wichtigen Fragen nach wie vor, trotz der gegen¬

teiligen Meinung des DHV., der zuständige Minister

trägt und glauben, uns dabei auch in Uebereinstim-

mung mit dem Herrn Reichsfinanzminister Moldenhauer

zu befinden. Eine Durchführung dieses Planes hätte

in absehbarer Zeit dazu führen können, daß Angestellten-
und Invalidenversicherung nicht mehr imstande wären,
ihre Verpflichtungen gegenüber ihren Rentnern zu

erfüllen. Dieser Plan des Reichsfinanz-

ministersistandemenergischenWider»
stand der freigewerkschaftlichen
Spitzenorganisationen gescheitert.
Direktorium und Verwaltungsratsausschüsse der Reichs¬

versicherungsanstalt für Angestellte lehnten in einer

Entschließung vom 20. Januar 1930 jenen Plan des

Reichsfinanzministers ebenfalls ab. Der DHV. befand

sich bei dieser Debatte wiederholt in durchaus nicht

angenehmer Lage. Sein Einfluß auf die ihm nahe¬

stehenden politischen Parteien blieb, wie von unserer

Seite nicht anders erwartet, ohne Erfolg. Anstatt nun

aber in aller Deutlichkeit das Verhalten dieser Parteien

und ihrer verantwortlichen Vertreter zu brandmarken,
bemühen sich der DHV. und seine Artikelschreiber,
die Verantwortung für den Plan der Gefahrengemein¬
schaft und seine Folgen auf die freien Gewerkschaften

abzuwälzen. Die „Handelswacht" schreibt beispiels¬
weise:

„Ganz neu ist diese Idee ja nicht. Nach dem „Vorwärts"
vom 9. Februar 1929 hat Herr Aufhäuser damals bereits im

Reichstag erklärt, daß er gar nichts dagegen einzuwenden

habe, wenn die Gelder der Angestelltenversicherung dem

Reich zur Verfügung' gestellt werden."

Damals handelte es sich um eine ganz andere An¬

gelegenheit. Das Reich benötigte im Herbst 1928

einen kurzfristigen Zwischenkredit, den die Reichs¬

versicherungsanstalt dem Reich in Höhe von 50 Milli¬

onen Mark zur Verfügung gestellt hat. Dieses Dar¬

lehensgeschäft zwischen Reich und Angestellten¬
versicherung hatte mit der übrigen Sozialversicherung
nichts zu tun und hat vor allem auch nicht den

geringsten Berührungspunkt mit den von Herrn Reichs¬

finanzminister Dr. Moldenhauer vorgetragenen Plänen.

Die Reichsversicherungsanstalt hat in ihren amtlichen

Mitteilungen Nr. 11/1928 zu dieser Anleihe Stellung
genommen und das folgende erklärt:

„Die Reichsversicherungsanstalt hat nicht für 50 Millionen

Reichsschatzanweisungen übernommen, vielmehr dem

Reiche diesen Betrag gegen Schuldschein als Darlehen zu¬

gesagt. Das Darlehen ist mündelsicher. Der Darlehens¬

betrag entspricht etwa der Summe, die die RfA. nach § 211

in Verbindung mit § 205, Ziff. 1 des Angestelltenversiche¬
rungsgesetzes sowieso im Laufe eines Jahres in verbrieften

Forderungen gegen das Reich oder ein Land anlegen müßte.

Die Vermutung, daß das mündelsichere Darlehen in irgend¬
einem Zusammenhange mit der Heraufsetzung der Gehalts¬

grenze stehe oder gar eine Gefährdung für das Vermögen
der RfA bedeute, sind hiernach völlig abwegig."
Ganz abgesehen davon, daß die Gewährung jenes
Zwischenkredits mit Zustimmung der DHV.-Vertreter

im Direktorium erfolgt ist (der AfA-Bund ist im Direk¬

torium zurzeit noch nicht vertreten), waren Bedenken

gegen dieses Darlehensgeschäft durchaus nicht zu er¬

heben. Unser Kollege Aü fhäuser hat seinerzet im

Reichstag darauf hingewiesen, daß diese- vorüber¬

gehende Hilfe der Reichsversicherungsanstalt an das

Reich ebensogut vertreten werden kann wie die

Millionenkredite, die dem Großgrundbesitz gegeben
worden sind.

Mit der Moldenhauerschen Gefahrengemeinschaft hat,
wie vorerwähnt, der damals gewährte Kredit nicht das

geringste zu tun. Der DHV. beweist mit seinen An¬

griffen gegen den AfA-Bund in dieser so ernsten

Situation erneut, daß ihm kein Mittel schlecht genug
ist, wenn es gilt, die freigewerkschaftliche Angeslellten-
bewegung zu diskreditieren und sich selber möglichst
rein zu waschen. Wir werden uns durch die Herren

Brost und Genossen, die ihre Schreibereien zurzeit

in der „Handelswacht" und im „Deutschen" fb^e'zen,,
in unserer Haltung nicht beeinflussen lassen. Der AfA-

Bund hat jenen Plan der Gefahrengemeinschaft Fb-

gelehnt und wird es auch ablehnen, daß die für den

Wohnungsbau flüssigen Mittel der Angestellten¬
versicherung zum Ankauf von Reichsbahnvorzugsektien
benutzt werden. Die Haltung des DHV. ist um so

gewissenloser, als neuerdings ein Beschluß des Direk¬

toriums der Reichsversicherungsanstalt vom 19. Februar

1930 veröffentlicht wird, der folgenden Wortlaut hat:

„Die Reichsversicherungsanstalt ist durchaus bereit, im

Rahmen ihrer Vermögensanlagen aus den Mitteln der

Jahre 1930 und 1931 Reichsbahnvorzugsaktien, und zwar

auf dem Wege des Kaufs, wie sie es bisher schon getan hat,
in nennenswertem Betrage zu erwerben. Voraussetzung
hierfür ist aber, daß über den Erwerb die Organe der

Selbstverwaltung frei zu entscheiden haben, und diß der

RfA. durch den Kauf dieser Aktien nicht zu viel von den

Mitteln entzogen wird, die sie darlehensweise der Wirt¬

schaft, insbesondere dem Wohnungsbau zur Verfügung
stellt."

Wir sind nach wie vor der Meinung, und zwar im

Gegensatz zu den parlamentarischen Vertretern des

DHV., daß weder ein Abbau der Leistungen in der

Arbeitslosenversicherung erfolgen darf, noch die übrige
Sozialversicherung — und für die Angestellten steht Ker

die Angestelltenversicherung im Mittelpunkt der Be¬

trachtungen — verpflichtet werden kann, d;e Aufgeben
zu übernehmen, für die das Reich zuständig ist. Das

Reich, das in den letzten Jahren wiederholt der „not¬
leidenden Industrie" und der „notleidenden Landwirt¬

schaft" Hilfe geleistet hat, muß sich in diesem ernsten

Krisenjahr der besonderen Pflicht bewußt sein, das

wertvollste Gut, über das der deutsche Volksstaat

verfügt, die Arbeitskraft, zu schützen und zu erhe'ten.

Der Dienst am Volke muß über die Interessen z?h!en-

mäß.ig kleiner, allerdings in bezug auf ihren Einfluß in

der Wirtschaft mächtiger Kreise, gestellt werden.

Millionen Arbeitnehmer sind in ihrer sozialen Lege
bedroht. Nicht die Arbeitslosen sind verantwortPch

für die große Arbeitslosigkeit und ihre Folgen. Es

gilt einen Weg zu finden, der die wirtschaftlich Starken

veranlaßt, den sozial Bedrängten zu helfen. Die freien

Gewerkschaften und mit jjfcnen die Vertreter der uns

nahestehenden Parteien haben deshalb vorgeschlagen,
die Mittel, die für die Sanierung der Reichsanstalt

erforderlich sind, dem Reich durch ein einmaliges Not¬

opfer zu beschaffen.

FRITZ SCHRÖDER, BERLIN

Die Vermittlung für künstlerische Berufe

Was kühnste Phantasie im Vorkriegsdeutschland nicht zu

erhoffen wagte, am 1. Januar 1931 wird es zur Tatsache
werden: Von diesem Zeitpunkt ab gibt es in Deutschland
keine gewerbsmäßige Stellenvermittlung mehr. Ein denk¬

würdiger Vorgang, besonders für die künstlerischen Berufe.

Die gewerbsmäßige StellenvermitÜung durch die Agenten

mit all ihren schädlichen Auswirkungen der verschiedensten

Art wird einer neuen sozialen Ordnung Platz machen.

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung vom lö. Juli 1927 trögt in seinen 'Grundzügen den

Stempel unserer Arbeit; es wurde in seiner Gestaltung durch

das Parlament entscheidend beeinflußt. durch die schöpfe-
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tische Initiative unseres Kollegen Auf! äuser. Seiner Arbeit

ist es wesentlich mit zu danken, daß der § 55 dieses Gesetz-es

die gewerbsmäßige Stellenvermittlung vom L Januar 1931

ab verbietet. Aber mit diesem Verbot allein ist e3 ja nicht

getan. Es kam darauf an, die Zeit zwischen Inkrafttreten des

Gesetzes and Verbot der gewerbsmäßigen Stellenvermitt¬

lung so auszunutzen, daß an Stelle der gewerbsmäßigen
Stellenvermittlung ein besserer Ersatz tritt. Diese Aufgabe

oblag der Reichsanstalt als Träger der öffentlichen Arbeits¬

vermittlung, die ja auch gleichzeitig Aufsichtsorgan der

nicht gewerbsmäßigen und gewerbsmäßigen Arbeitsvermitt¬

lung ist; soweit es sich um die Hauswirtschaft, um das

Hotel- und Gastwirtsgewerbe und um die Landwirtschaft

handelt, wo die gewerbsmäßige Stellenvermittlung noch eine

Rolle spielt, ist es durch den Ausbau der eigenen Einrich¬

tungen der Reichsanstalt geschehen.
Während in diesen Fällen der Ersatz relativ einfach zu

schaffen war, galt es bei den künstlerischen Berufen, sehr

erhebliche Schwierigkeiten zu überwinden. Daß dies ge¬

lungen ist, kann uns mit um so größerer Freude erfüllen,
weil nun auch nicht mehr der geringste sachliche Vorwand

für die Weiterexistenz der Agenten besteht.

Daß es sich hier um höchst komplizierte Fragen handelte,
geht schon rein äußerlich aus der Tatsache hervor, daß

\A Jahre gebraucht wurden, um die notwendigen Vor¬

arbeiten zu leisten. Bereits am 8. Juni 1923 hatte der Vor¬

stand der Reichsanstalt auf unsere Anregung hin eine

Kommission eingesetzt, die sich mit diesen Fragen be¬

schäftigen sollte. Die Kommission des Vorstandes bestand

aus dsn Herren Ministerialdirektor Dr. Poetzsch-Heffter,
Dr. Tiburtius und dem Kollegen Schröder. In sehr vielen

Besprechungen wurde die ganze Problematik der Vermitt¬

lung für künstlerische Berufe erforscht, zahlreiche Ver¬

handlungen fanden auch mit den beteiligten Organisationen
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber statt.

Es gab zwei Möglichkeiten, den notwendigen Ersatz zu

schaffen: Entweder durch entsprechende Einrichtungen
innerhalb der Reichsanstalt, oder durch Schaffung gemein¬
nütziger Einrichtungen außerhalb der Reichsanstalt, deren

Träger die beteiligten Organisationen sind. Nach eingehen¬
den Verhandlungen hat man sich für den letzteren Weg ent¬

schieden. Aus diesem Grunde wurde bereits im Haushalt

der Reichsanstalt für das Rechnungsjahr 1929 bei Kapitel VI
Titel 2 vorgesehen, daß für die Einrichtung paritätischer
Arbeitsnachweise für Bühnenangehörige und Artisten be¬
sondere Zuschüsse und Darlehen gewehrt werden können.
Es war zunächst ein Betrag von 600 000 Mk. in Ansatz

gebracht. Bei der Beratung des Haushaltes im Verwaltungs¬
rat beschloß dieser, daß die Mittel nur mit Zustimmung
des Verwaltungsrats in Anspruch genommen werden dürfen.
In der Vollsitzung des Verwaltungsrats am 11. Juni 1929

wurde die Genehmigung zur Verwendung der Mittel dem
Ausschuß für Arbeitsvermittlung übertragen. Der Verwal¬

tungsrat entsandte in die Vorstandskommission auch seiner¬

seits drei Vertreter, nämlich die Herren Dr. Memelsdorf,
Barmbeck und den Kollegen Pfirrmann. Dieser gemischten
Kommission wurden auf unsere Anregung hin die weitest

gehenden Vollmachten zum Abschluß aller notwendigen
Verarbeiten erteilt, unter der Voraussetzung, daß ihre Be¬
schlüsse einstimmig gefaßt würden. Das ist auch immer
der Fall gewesen.

Es ist meines Erachtens kein Zufall, daß die Vermittlung
für künstlerische Berufe in der Reichsanstalt keinerlei Be¬

deutung erlangte. Das liegt nicht nur an der rücksichtslosen

Ausnutzung des Monopols, das unter den gegenwärtigen
Verhältnissen praktisch für de Agenten bestellt. Bei den
Artisten vollzieht sich die Vermittlung fast ausschließlich
durch Agenten, denn die bescheidenen Einrichtungen der
Reichsanstalt, wie wir sie beispielsweise in Berlin, Hamburg',
Dresden und noch einigen Städten haben, kommen ernsthaft
ab organisatorische Grundlage für den notwendigen Ersatz
nicht in Frage. So segensreich beispielsweise auch die Enfa

(Engagementsnachweis für Artisten) als Fachabteilnng des
Arbeitsamtes Mitte-Berlin namentlich für die kleineren Ar¬
tisten wirkt, an die größeren Aufgaben konnte sie sich
praktisch nicht heranwagen. Zur Kennzeichnung der schwie¬
rigen Verhältnisse mag nur erwähnt werden, dafi beispiels¬
weise die von der Enfa angestrebte Verbindung mit Ruß¬
land praktisch daran scheiterte, daß Artisten, die die Enfa
dafür in Anspruch nehmen wollten, von ihren Agenten er¬

klärt wurde: „Wenn ihr euch durch die Enfa nach Rußland
vermitteln laßt, dann nehmt sie auch für die übrige Ver¬

mittlung in Anspruch.*" Wenn dieser Zwang durch das Auf¬
hören der gewerbsmäßigen SteHenvenwitdung künftig euch

nicht möglich ist. so haben doch auch die Verhandlungen
gezeigt, daß die Reiciisar.sta.lt aus rein praktischen Gründen

far nicht in der Lage ist, diese Aufgabe mit übernehmen zu

önnen. So beweglich ihr innerer Aufbau auch gestaltet
werden kann, die hier gebotene Beweglichkeit ist nicht
möglich. Für die Uebernahme solcher Aufgaben ist die
Reichsanstalt doch zu sehr Behörde. Auch viüre es un¬

möglich gewesen, das Vermittlungspersonal in den all¬

gemeinen Personalkörper der Reichsanstalt einzugliedern.
Wer die Hausholtsberatung in der Reichsanstalt kennt, wird
diese schweren Bedenken nicht in Abrede stellen. Maa
kann nur mit Schrecken daran denken, was daraus werden
würde, wenn eine so komplizierte Vermittlung auch im
Haushalt der Reichsanstalt ihren Niederschlag finden sollte.

Dazu kommt ferner, daß es sich hier um eine höchst
kostspielige Vermittlung handelt, die heute durch erheb¬
liche Gebühren, die der Künstler und sein Arbeitgeber
bogen müssen, gedeckt wird. Auch die neu geschaffenen
gemeinnütz;gen Einrichtungen werden ihre Unkosten durch
Gebühren decken. Es ist jedoch zu hoffen, daß im Laufe
der Jahre dank ihrer Monopolstellung die Gebühren we¬

sentlich gesenkt werden können und so auch sozialpolitisch
eine notwendige Entlastung der Beteiligten eintritt.

Die Internationale Artistenloge war ursprünglich der

Meinung, dafi die Arbeitsvermittlung der Artisten duich
die Reichsanstalt zu übernehmen sei- Eingehende Beratungen
in ihrem zuständigen Ausschuß, an denen ich auch einmal

Gelegenheit hatte, teilzunehmen, haben dann doch dazu

geführt, daß sich auch die IAL. für die Errichtung einer

gemeinnützigen paritätischen Einrichtung entschloß. Die

Verhandlungen brachten insofern auch einige Abwechslung,
da sie geführt wurden mit dem bei Künstlern üblichen
Ueberschuß an Phantasie und Temperament. Das gilt auch
von den Verhandlungen, die von der Reichsanstalt mit

dem Internationalen Variete-Theater-Direktoren-Verband

geführt wurden. Nur ungern gab man von dieser Seite die

Hoffnungen preis, daß es am 1. Januar 1931 mit den Agenten
zu Ende sei. Doch zum Schluß siegte auch hier die bessere

Einsicht, so daß es am 15. Januar 1930 zur Gründung des

Paritätischen Engagements-Nachweises für Variete, Cirkus
und Kabarett G. m. b. H. („Parenna") kam. Die Gründung
erfolgte auf Grund eines zwischen dem Internationalen
Variete-Direktoren-Verband e. V. und der Internationalen

Artistenioge abgeschlossenen Gesellschaftsvertrages, der in

eingehenden Verhandlungen mit der Reichsanstalt zustande
kam. Der Gesellschaftsvertrag sichert die Gemeinnützigkeit
und unparteiische Geschäftsführung des neuen Unter¬
nehmens. Sein Grundgedanke ist, die praktische Durch¬

führung den Beteiligten selbst zu überlassen, sind sie doch
am stärksten an ein gutes Funktionieren interessiert. Der
Reichsanstalt ist durch den Gesellschaitsvcrtrag ein aus¬

reichender Einfluß zur Sicherstellung- der Erfüllung aller

Aufgaben gewährleistet. Im Aufsichtsrat, der aus fünfzehn

Personen besteht, ist die Reichsanstalt durch drei Ver¬

treter des Verwaltungsrats, nämlich durch Dr. Memelsdorf,
Barmbeck und den Kollegen Plirrmann vertreten. Außer¬

dem gehören ihm von der Hauptstelle der Reichsanstalt die

Oberregierungsräte Benda und Gutmann an. Der Vorstand

und der Verwaltungsrat der Reichsanstalt für Arbeitsver¬

mittlung und Arbeitslosenversicherung sind berechtigt, durch
Vertreter an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beraten¬

de! Stimme teilzunehmen. An der Gesellschaftsversnmmlung
nehmen die Aul'sichtsratsmitglieder und der Präsident der

Reichsanstalt mit beratender Stimme teil. Die Gesellschaft

un'ersteht der Aufseht der Reichsanstalt für Arbeitsver¬

mittlung und Arbeitslosenversicherung gemäß §§ 49 ff. des

Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche¬

rung'. Die Reichsanstalt ist darüber hinaus berechtigt, jeder¬
zeit Einblick in die Bücher, Schriften* Kartotheken, Belege
zu nehmen und Revisionen der Kasse vorzunehmen. Für den

Fall, daß die Gesellschafterversammlung die Auflösung der

Gesellschaft beschließt, die erfolgen soll, wenn der Zweck

der Gesellschaft nicht erreicht wird, sind die Gesellschafter

verpflichtet, ihre Geschäftsanteile an die Reichsanstalt für

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung auf deren

Verlangen zum Nennwert abzutreten.

Die Finanzierung erfolgt auf Grund eines Darlehens¬

vertrages durch die Reichsanstalt. Er enthält nochmals alle

Sicherungen für ein gutes Funktionieren; er gewährleistet
auch die Fortführung durch die Reichsanstalt, wenn irgend¬
welche ernsten Schwierigkeiten der Fortführung bei den

eigentlichen Gesellschaftern entstehen sollten.

Auf der gleichen Grundlage -erfolgt auch die Einrichtung
des Paritätischen Steilennachweises der deutschen Bühnen
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G. m. b. H. So wird auch hier ein voller und besserer Ersatz

für die Vermittlung. von Eühnenangehörigen geschaffen.
Während es sich bei der Artistenvermittlung um eine völlige

Neuschöpfung handelt, bestehen bei den Bühnenkünstlern

einschließlich des Chor- und Ballettpersonals bereits pari¬
tätische Einrichtungen. Für die Bühnenkünstler ist der

Träger die Deutsche Bühnengenossenschaft und der Deutsche

Bühnenverein, für das Chor- und Ballettpersonal der

Deutsche Chorsänger-Verband und Tänzerbund e. V. auf

der Arbeitnehmerseite und der Deutsche Bühnenverein auf

der Arbeitgeberseite. Die paritätische Einrichtung der

Bühnenkünstler wird, wie bereits erwähnt, auch zu einer

G. m. b. H. umgewandelt. Bisher haben beide Einrichtungen
rund 30 v. H. der Vermittlungen getätigt; sie bedürfen also

zur Erfüllung ihrer Aufgaben eines wesentlichen Ausbaues.

Auch das wird mit finanzieller Unterstützung der Reichs¬

anstalt auf der gleichen Grundlage wie bei den Artisten

geschehen. Der Äufsichtsrat des Paritätischen Stellennach¬

weises der deutschen Bühnen G. m. b. H. besteht aus neun

Personen, von denen drei der Präsident der Reichsanstalt

bestellt. Die Reichsanstalt wird in diesem Äufsichtsrat

durch die Herren Dr. Poetzsch-Heffter, Dr. Tiburtius und

den Kollegen Schröder vertreten. Außerdem werden Ver¬

treter der Hauptstelle mit beratender Stimme teilnehmen.

Der Vorstand der Reichsanstalt hat in seiner Sitzung am-

30. Januar 1930 auf Grund eines Berchtes des Minis'er'al-

direktors Dr. Poetzsch-Heffter einstimmig die Arbeiten

der Kommission gebilligt, die G.m.b.H.Verträge und die

Darlehensverträge genehmigt und gleichzeitig die Zu¬

lassung des Paritätischen Engagements-Nachweises für

Variete, Cirkus und Kabarett G. m. b. H. und des Paritä¬

tischen Stellennachweises der deutschen Bühnen-G. m. b. H.

zur nicht gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung gemäß § 51

des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung ausgesprochen. Der Haushalt der Reichsanstalt

für das Rechnungsjahr 1930 stellt auf Grund der inzwischen

vom Vorstand gefaßten Beschlüsse sicher, daß auch im

kommenden Rechnungsjahr die Arbeiten fortgeführt werden

können. Es wird Aufgabe der Beteiligten sein, auch in der

Uebergangszeit ihr Bestes herzugeben, um das ArbcitST

gebiet schon jetzt so weit wie. möglich zu erobern. . .-,

Was hier geschehen ist, muß beispielgebend sein für die

übrigen eurrpäischen Staaten. Deutschland ist zunächst das

einzige Land, das vom 1. Januar 1931 ab die gewerbsmäßige
Stellenvermittlung verbietet. Es muß Aufgabe internatiof

naler Gemeinschaftsarbeit sein, das gleiche auch in den an¬

deren Ländern durchzusetzen. In Holland und in der

Tschechoslowakei liegen bereits entsprechende Gesetzent¬

würfe vor. Die allgemeine Ausdehnung ist um so begrün*
deter, da bereits der internationale Vorschlag bezüglich
Arbeitslosigkeit/ gefaßt auf der Generalversammlung der

internationalen Arbeitsorganisationen am 29. Oktober 1919

in Washington, den Mitgliedstaaten der internationalen

Organisation der Arbeit empfiehlt, Maßregeln zu treffen,
um das Errichten von Anstellungsämtern oder von kom¬

merziellen Anstellungsunternehmungen, welche auf Profit

gerichtet sind, zu verbieten. Es dürfte wohl auch der Zeit¬

punkt gekommen sein, an Stelle dieses Vorschlages ein

internationales Uebereinkommen zu schaffen. Für die nächste

Zeit wird es außerdem Aufgabe praktischer Gegenwarts¬
politik sein, bis zur Erreichung eines Verbotes der gewerbs¬
mäßigen Stellenvermittlung Einfluß zu gewinnen auf die

Konzessionserteilung und die praktische Handhabung dahin

zu beeinflussen, daß nicht vom Auslande aus ein so wich¬

tiger sozialpolitischer Fortschritt gefährdet wird. AfA-Bund

und Internationaler Bund der Privatangestellten sind dahin

übereingekommen, das Erforderliche nach dieser Richtung
einzuleiten.

WILHELM FRIEDEL, BERLIN

Zehn Jahre Betriebsrätebewegung
Die Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes im Jahre

1920 wurde auch in Arbeitnehmerkreisen zum Teil mit recht

gemischten Gefühlen betrachtet. Die Ansichten gingen in

vielen Fällen erheblich auseinander, da ja das Wirkungsfeld
der Betriebsräte sowie ihre Stellung zu den Gewerkschaften

noch Gegenstand lebhafter DiA.uc°ionen war. Die Ursache

hierzu lag in der starken gesetzlichen Bindung des Betriebs¬

rates an die Interessen des Betriebes.. Weiter darin, daß in¬

folge Fehlens praktischer Erfahrungen die Aufgabengebiete
deF Gewerkschaften und Betriebsräte sowie ihr gegen¬

seitiges Zusammenarbeiten noch der Klärung bedurften.

Wenn es vorher auch Arbeiterausschüsse gegeben hatte, zu

denen in den letzten Jahren vor Verabschiedung des Be¬

triebsrätegesetzes die Angestelltenausschüsse kamen, so

war doch deren Wirkungsfeld außerordentlich beengt, so

daß man sich ein endgültiges Bild nicht machen konnte.

Die Gewerkschaften haben durch ihre verfassungsrecht¬
liche Stellung der Nachkriegszeit ein wesentlich ver¬

größertes Arbeitsfeld erhalten. Ihre Einstellung zu Staat

und Wirtschaft ist im Gegensatz zur Vorkriegszeit nicht

unmerklich verschoben. Die Folge davon ist eine gegen

früher stärker in Erscheinung tretende Beeinflussung alles

wirtschaftlichen Geschehens, soweit dieses durch gesetz¬
geberische Akte vor sich.geht.
Wie liegen nun die Dinge in der Betriebsrätebewegung?

Auch der Betriebsrat hat die Interessen der Arbeitnebmer-

schaft wahrzunehmen, gleichzeitig aber dabei die wirtschaft¬

lichen Belange des Betriebes zu berücksichtigen. Hier hat

der Gesetzgeber dem Betriebsrat bei seiner Tätigkeit ge¬
wisse Beschränkungen in der reinen Interessenvertretung
der Arbeitnehmerschaft auferlegt, auf die wir später noch

zu sprechen kommen.

Das große Manko vor der Betriebsrätegesetzgebung war,
daß düe von den Gewerkschaften abgeschlossenen Tarif¬

verträge usw. in den Betrieben nicht in dem Maße über¬

dacht werden konnten, wie dies im Interesse der Bewegung
notwendig war. Die vereinzelt bestehenden Arbeiter- bezw.

Angeselltenausschüsse hatten nicht die erforderliche gesetz¬
liche Grundlage für ihr Wirken. Vor allem fehlte ihnen

jedes Mitbestimmungsrecht, das im Betriebsrätegesetz
wenigstens zum Teil verankeit ist. Man darf mit Recht

sagen: die Betriebsräte sind die Exekutivorgane der Gewerk¬

schaften in den Betrieben. Die logische Folgerung hieraus

ist, daß zwischen den Betriebsräten und den tiewerkschafteu

die engste Fühlungnahme bestehen muß.

Betrachten wir einmal die Tätigkeit des Betriebsrates

innerhalb des Betriebes, so stellen wir, wie schon erwähnt,
fest, daß der Gesetzgeber den Betriebsrat bei Ausübung
seiner Funktionen eng an die Interessen des Betriebes ge¬

bunden hat, so daß er bei seiner Entschlußfähigkeit nicht

volle Handlungsfreiheit hat. Es wird ihm zur Pflicht ge-.

macht, gemeinsam mit der Betriebsleitung den Betrieb vor

„Erschütterungen" zu bewahren. Um jedem Irrtum von vorn¬

herein vorzubeugen, sei gesagt, daß unter Betriebsinteressen

noch die des Kapitals zu verstehen sind. Hier bestehen die

stärksten Reibungsflächen sowohl zwischen Arbeitgeber
und Betriebsrat, wie auch zwischen Betriebsrat und Arbeit-

nehmerschaft. Während der Arbeitgeber seine Interessen

mit denen des Betriebes gleichsetzt und deren Berück¬

sichtigung von dem Betriebsrat verlangt, vertreten auf der

anderen Seite die Arbeitnehmer ihre Interessen, die zum

Teil im krassen Gegensatz hierzu stehen. Hinzu kommt

noch, daß ein erheblicher Teil der Arbeitnehmerschaft den

Betriebsrat als eine interne lohnpolitische Institution der

Arbeitnehmerschaft betrachtet. Hier den richtigen Weg
einzuhalten, erfordert von Seiten des Betriebsrates ein

großes Maß von Verantwortlichkeitsgefühl, Takt und.

sozialem Empfinden. Deshalb sollten nur die besten ge¬

werkschaftlich geschulten Funktionäre für die Betriebs-

vertretungen vorgeschlagen werden. Leider wird der Arbeit

der Betriebsräte im Interesse der Arbeitnehmerschaft von

diesen nicht immer die entsprechende Würd'gung zuteil.

Die Ursachen liegen hier in einer geradezu beängstigenden
Teilnahmslosigkeit der Arbeiüiehmer, vor allem auch der

Angestellten, an der Betriebffätebewegung.
Das Betriebsvertretungsmitglied muß über die notwen¬

digen beruflichen Kenntnisse verfügen, sozial- und wirt¬

schaftspolitisch aber auch gewerkschaftlich geschult sein.

Dann ist er imstande, die Interessen der Belegschaft
energisch und vom Unternehmer beachtet, zu vertreten.

Aus dieser Erkenntnis erwächst für die Gewerkschaften die

Aufgabe, die Schulung der Betriebsräte in weitestem Maße

vorzunehmen.

Ferner muß mit aller Energie dagegen angekämpft
werden, daß die Betriebsvertretungen zum Tummelplatz
parteipolitischer Kämpfe gemacht werden.

Von besonderer Bedeutung ist die Funktion der B°triebs-

ratsmitglieder im.Aufsichtsrat. Diesen wird die Ausführung
ihrer Aufgaben durch-Bildung- von sogenannten Arbeits--
ausschüssen des Aufsichtsrates, "in denen die-'<-Betfieb$if£t4.
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riiöht'vertreten sind; erschwert.- Bestenfalls sind sie in Aus¬

schüssen von untergeordneter Bedeutung, z. B. Versiche-

rüngsausschufi, Beschaffungsausschuß usw. tätig, während

ihnen der Zutritt zu den wichtigeren Ausschüssen z. B.

Finanz- oder Personalausschuß verweigert wird. In

der Begründung dieser Sabotage weisen die Unternehmer

darauf hin, daß die Betriebsräte in derselben Zahl

der Ausschüsse vertreten sind, wie die von de& Generalver¬

sammlung gewühlten Mitglieder des Aufsichtsrates. Einen

Anspruch auf bestimmte Ausschüsse könne man jedoch
Tiicht anerkennen. Weiter werden vor den cff'ziellen Auf¬

sichtsratssitzungen vorbereitende Sitzungen abgehalten, an

denen die Betriebsräte nicht teilnehmen, und in denen alle

wichtigen Entschlüsse gefaßt werden. Alle wesentlichen

Fragen werden hier geklärt, die dann in der gemeinsamen

Sitzung mit den Betriebsräten mit einer n'chtssagenden

Einleitung zur Bekanntgabe kommen. Diese Sitzungen sind

sehr kurz, so daß es den Betriebsräten nicht möglich ist,

eingehend zu dem Vorgetragenen Stellung zu nehmen. Es

ist außerordentlich schwierig, hier Wandel zu schaffen.

Hängt es doch zum großen Teil von dem Geschick und der

individuellen Einstellung der Betriebsräte ab, sich hier den

entsprechenden Einblick zu verschaffen. Erschwerend wirkt

außerdem die kurze Wahlperiode. Es ist ganz aus¬

geschlossen, daß ein Betriebsrat im Aufsichtsrat bei durch¬

schnittlich drei bis vier Sitzungen im Jahre die nötige Er¬

fahrung für die Ausübung seines Amtes bekommt. Die

Frage nach einer längeren Amtsdauer des Betriebsrates

entbehrt nicht der Berechtigung und bedarf u. E. einer ein¬

gehenden Prüfung. Weiter muß allerdings auch gesagt
werden, daß alle propagandistischen Reden in Körperschaf¬
ten, wie z. B. den Aufsichtsräten, jeden Sinn verloren haben.

Vielmehr heißt es, sich in zäher unermüdlicher Arbeit in

das Getriebe des Wirtschaftsmechanismuss.es einzuarbeiten

und zu versuchen, die Interessen der Arbeitnehmer nach

besten Kräften wahrzunehmen. Wohl und Wehe der Ge¬
samtheit sowie des einzelnen innerhalb des Betriebes hängt
von der Tätigkeit des Betriebsrates ab Gestreift sei hier

hur das Einspruchsrecht bei Künd'gungen.

Es wird nicht immer möglich sein, bei auftretenden Diffe¬

renzen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen vcllen

Erfolg für Letztere zu erzielen. Bei seinen Entscheidungen
ist in der Mehrzahl der Fälle der Betriebsrat vor die Wahl

gestellt, zwischen zwei Uebeln das kleinere zu wällen, was

vielfach zu unberechtigten Angriffen, infolge Verkennung
der tatsächlichen Machtverhältnisse führt, vor allem da,
wo sich eine gewerkschaftlich schlecht geschulte Arbeit¬

nehmerschaft vorfindet.

Wir feiern in diesem Jahre das 10jährige Bestehen des

Betriebsrätegesetzes. 10 Jahre bedeuten in der heutigen
schnellebigen Zeit einen großen Abschnitt. Es darf wehl

gesagt werden, daß d:r Betriebsrä'egEdurke in der Arbeit¬

nehmerschüft verankert ist, wenn auch vieles nech zu seiner

Vertiefung getan werden muß. Solange n:ch.t j'der einzelne

Arbeitnehmer von der Notwendigke't der Betr ebsvertretung

überzeugt ist und-in allen Unternehmungen eine solche be¬

steht, dürfen wir die Hände nicht in den Schoß legen.

OTTO HAUSSHERR, BERLIN

Erweiterung der Betriebsräterechte

In dem Betriebsrätegesetz ist bestimmt, daß Betriebsräte

zu bilden sind in allen Betrieben, die in der Regel min¬

destens 20 Arbeitnehmer beschäftigen. Wenn weniger als

20, aber mindestens 5 wahlberechtigte Arbeitnehmer vor¬

handen sind, ist ein Betriebsobmann zu wählen. Die Unter¬

nehmungen mit weniger als 5 Arbeitnehmern haben keine

Betriebsvertretung. Wichtige Rechte, die dem Betriebsrat

bzw. Angestellten- oder Arbeiterrat obliegen, stehen dem

, Betriebsobmann nicht zu, so nach § 92 des Betriebsräte-

gesetzes nicht das Mitbestimmungsrecht bei Einstellungen
und Entlassungen.

Bei den Unternehmungen und Verwaltungen des Reichs

und Preußens ist es möglich gewesen, weitgehend über

diese. gesetzlichen Schranken hinaus Verbesserungen in

zwei Richtungen zu schaffen: Die Möglichkeit der Schaffung
von Betriebsvertretungen bei Betrieben mit weniger als

5 Arbeitnehmern und die Gewährung des Mitbestimmungs¬

rechts bei Entlassungen in Betrieben, wo nur ein Betriebs¬

obmann vorhanden ist, aber auch zum Teil an die Arbeit¬

nehmer solcher Betriebe, wo e|ne Betriebsvertretung zu

bilden überhaupt nicht möglich ist.

. § 61 des Betriebsrätegesetzes gibt diese Möglichkeit. Dort

ist bestimmt, daß bei. Unternehmungren und Verwaltungen
des Reichs, der Länder und der Gemeindeverbände die

Bildung von Einzel- und Gesamtbetriebsräten sowie die

Abgrenzung ihrer Befugnisse gegeneinander in Anlehnung
an den Aufbau der Unternehmungen oder Verwaltungen
im Verordnungswege geregelt wird. Solche Verord¬

nungen, durch die besondere Betriebsvertretungen ge¬

schaffen werden, sind fast für alle Ministerien des Reiches

und Preußens sowie verschiedene andere Länderministe¬

rien ergangen.
In den Verordnungen, die auf Grund dieser Gesetzes¬

bestimmungen erlasseh sind, ist bestimmt, daß. wenn nach

der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Lokalbehörde eine ört¬

liche Betriebsvertretung nicht zu bilden ist, der Minister be¬

stimmen kann, daß bei allen Lokalbehörden, die in dem¬

selben Kreise, oder Orte ihren Sitz haben, oder bei einem

Teil von ihnen eine gemeinsame örtliche Betriebsvertretung
zu bilden ist Die Bildung dieser Betriebsvertretungen hat
nach Benehmen mit dem Hauptbetriebsrat zu erfolgen.
Solche Bestimmungen sind in Preußen getroffen worden:

1. Für die dem Finanzminister und Minister des Innern

unterstellten Zweige der Staatsverwaltung am 7. Februar 1921,
• -2. für die dem Minister für Wissenschaft, Kunst . und

Volksbildung unterstellten Behörden und Anstalten am

3. Juli 1925, .
...

.

.

. 3. für die dem Minister für Handel. und Gewerbe unter-.

stellten -Behörden,- Schulen und Anstalten '-am- 21. Juli-1926,-
i.4, für die dem Justizminister allein und hinsichtlich der

Afbeitsgerichtsbehörden dem
.

Justizminister und dem

Minister für Handel und Gewerbe gemeinsam unterstellten

Behörden und Betriebe am 17. Dezember 1928.

Für das Innen- und Finanzministerium ist bestimmt, daß

bei allen Lokalbehörden, die in demselben Kreise

ihren Sitz haben, eine gemeinsame örtliche Betriebsvertre¬

tung gebildet werden kann.

Bei dem Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks¬

bildung wird bestimmt, daß bei allen Behörden oder An¬

stalten, die an demselben Orte ihren S'tz haben, eine ge¬

meinsame örtliche Betriebsvertretung gebildet werden kann.

Dasselbe ist der Fall bei dem Ministerium für Handel und

Gewerbe, schließlich auch bei dem Justizministerium. Hier

ist aber noch bestimmt, daß eine gemeinsame Betriebsver¬

tretung auch für mehrere Behörden an Orten, die in gün¬

stiger Verkehrslage zueinander liegen, eingerichtet werden

kann.

Das Recht des Einspruchs nach § 84 des Betriebsräte¬

gesetzes steht nur den Gruppenräten zu. Auch diese Be¬

stimmung ist erweitert worden dahin, daß bei Dienststellen,
bei denen die Betriebsvertretung nur aus einem Betriebs¬

obmann besteht, andere Betriebsvertretungen Einsprüche
gegen Kündigungen von Arbeitnehmern nach § 84 des Be¬

triebsrätegesetzes entgegennehmen und weiter verfolgen
können. Verordnungen hierüber sind erlassen:

1. für die Reichsfinanzverwaltung am 18. November 1927,
2. für die Re:chspost~ und Telegraphenverwaltung am

7. Dezember 1928,
3. für die dem Minister für Handel und Gewerbe unter¬

stellten Behörden, Schulen und Anstalten am 10. Dezem¬

ber 1928,
_

4. für die dem Finanzminister und Minister des Innern

unterstellten Zweige der Staatsverwaltung am 23. Okto¬

ber 1928,
5. für die dem Minister für Landwirtschaft, Domänen und

Forsten unterstellten Zweige der Staatsverwaltung am

14. Juni 1929,
6. für die dem Minister für Wissenschaft, Kunst und

Volksbildung unterstellten Behörden und Anstalten am

9. Juli 1929.

In der "Verordnung für den Bereich der Reichsfinanzver¬

waltung ist bestimmt, daß bei Dienststellen, bei denen die

Betriebsvertretung nur aus einem Betriebsobmann besteht,
auf dessen Antrag der Bezirksbetriebsrat zur An¬

nahme von Einsprüchen gegen Kündigung von Arbeitneh¬

mern nach § 84 BRG. und zur Weiterverfolgung derselben

befugt ist.

Beim Postministerium besteht im Gegensatz hierzu die Be¬

stimmung, daß in Dienststellen, wo nur uin Betriebsobmann

zu wählen ist, dem Betriebsobmann das Recht der

Entgegennahme von Einsprüchen und der Weiterverfolgung

gewährt wird.
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Beim preußischen Finanzministerium und Ministerium des

Innern ist die Bestimmung so getroffen wie bei der Reichs¬

finanzverwaltung. Auf des Betriebsobmanns Antrag wird

der Bezirksbetriebsrat bei Einsprüchen tätig.
Beim Ministerium für Handel und Gewerbe besteht das

Recht des Einspruchs für den einzelnen Angestellten auch

dann, wenn eine Betriebsvertretung überhaupt nicht vor¬

handen ist odei nur aus einem Betriebsobmann besteht. Der

Antrag ist von dem betroffenen Arbeitnehmer oder Be¬

triebsobmann bei dem Hnuptbetriebsrat zur Weiterverfol¬

gung zu stellen.

In gleicher Weise ist bei dem Ministerium für Landwirt¬

schaft, Domänen and Forsten das Einspruchsverfahren
weiter zu betreiben.

Dasselbe ist der Fall bei dem Ministerium für Wisser*»

schaft, Kunst und Volksbildung. Auch hier hat der Haupte
betriebsrat das Recht der Entgegennahme des Einspruchs
und dessen Weiterverfolgung -.,

Die hier aufgeführten weiteren Rechte der Betriebsvertre¬

tungen in den erwähnten öffentlichen Verwaltungszweigen
haben sich sehr gut für die beschäftigten Arbeitnehmer,

bewährt.

E. LUSTIG, BERLIN

Eigenheime— Bausparkassen
Das Eigenheim ist der Traum so manches Angestellten,

der in sonnenloser Wohnung einer alten, übervölkerten

Mietskaserne wohnt und dessen Kinder mit einem übel¬

riechenden Hof, in manchmal nicht gerade gewählter Gesell¬

schaft, als Spielplatz vorlieb nehmen müssen. — Die An¬

gestelltengewerkschaften haben nach dem Kriege gemein¬

nützige Gesellschaften gegründet, die Wohnungen,
auch Eigenheime, bauen. Es wurde ein Reichsheim¬

stätten gesetz geschaffen und trotz allem konnten nur

sehr wenige Angestellte, die sich ein Eigenheim wünschten,

ihr Ziel erreichen.

Der Er w erbeine s Eigenheimes ist leider in erster

Linie eine Geldfrage. Selbst wenn eine Hauszinssteuer-

hypothek zur Verfügung steht und auch sonst die Finan¬

zierung nach heutigen Verhältnissen denkbar günstig ge¬

regelt ist, bleibt Voraussetzung des Eigenheimes ein Eigen¬

kapital von wenigstens 2000 bis- 3000 RM.

Selbst von den „besseren" Angestelltengehältern läßt sich

das zum Erwerb eines Eigenheimes erforderliche Eigen¬

kapital in absehbarer Zeit nur unter harten Einschränkungen

ersparen. Die große Masse der Angestellten, deren Ein¬

kommen knapp zur Fristung der Lebensnotdurft ausreicht,

hat überhaupt keine Aussicht, jemals aus eigener Kraft ein

Eigenheim erwerben zu können.

Es ist hart, aber unter den gegebenen Verhältnissen un¬

abänderlich, dafi das bescheidenste Eig-enheim ein Luxus ist,

den sich relativ wenige Ang'estellte leisten können. Zwar

kann man ein Geviertmeter Wohnfläche im Eigenheim für

denselben Preis herstellen wie im Hochhaus, zum Eigenheim,

gehört aber nicht nur die Wohnung, sondern ein Garten,

Straßen, Zäune usw. Diese Nebenkosten sind für die Woh¬

nung im Eigenheim erheblich höher als für die Stockwerks-

wohnung. Jedenfalls kostet ein solches Heim etwa doppelt
soviel wie eine gleich große Stockwerkswohnung'. Außerdem

ist die Finanzierung des Eigenheim-Neubaues in der Regel

ungünstiger als des Hochhauses.

Schließlich ist der Besitz eines Eigenheimes auch nicht

der Inbegriff der Glückseligkeit. — Neben den

unbestreitbaren Vorteilen, über die genug geredet und ge¬

schrieben wurde, hat es auch Nachteile, die selten erwähnt

wurden. — Der größte Nachteil ist die Verteilung der

Wohnräume auf zwei, vielfach drei Stockwerke, die eine er¬

hebliche Erschwerung der Hausarbeit verursacht.

— Die freie Lage des Eigenheimes bedingt großen Auf¬

wand an Heizung. — Oft ist die Fahrt zur Ar¬

beit s s t e 11 e zeitraubend und teuer, liegt aber das

Heim an bequemer, billiger Fahrverbindung, so ist das Ge¬

lände teuer. — Ein weiterer Nachteil ist die Schollen¬

gebundenheit, die Ortswechsel zwecks Antritt einer

besseren Stellung erschwert.

Gelegentliche Sonntagsbesucher meinen, der Garten

bringt doch etwas ein. Der mögliche Nutzen des Gartens

besteiit nach einigen Jahren Arbeit darin, daß mehr Obst

auf den Tisch kommt, uls man sich früher gekauft hat. —

Der Wert etwa selbst gezogenen Gemüses übersteigt kaum

die Barauslagen, die der Garten verursacht.

Immerhin gibt es auch Angestellte, die sich in einem

Eigenheim auf die Dauer wohl fühlen würden, denen aber

das nötige Eigenkapital fehlt. Diese suchen nun zu tausenden

Hilfe bei den verschiedenen Bausparkassen, die seit

der Währungsstabilisierung in unübersehbarer Zahl ge¬

gründet wurden.

Der Bausparkasse liegt der Gedanke zugrunde, Baulustige,
die sparen, um sich später ein Eigenheim zu bauen, zu¬

sammenzufassen, um wenigstens ein Teil von ihnen

schneller zum Ziel gelangen zu lassen, als wenn sie indivi¬

duell gespart hätten. — Mit jedem Bausparer wird ein Ver¬

trag abgeschlossen, nach dem er sich verpflichtet, in regel¬

mäßigen Zeiträumen einen bestimmten Sparbetrag einzu¬

zahlen. — Die Bausparkasse verpflichtet sich, dem Sparer
zu einem nicht festgesetzten Zeitpunkt eine be¬

stimmte Summe als Baugeld auszuzahlen.

Die primitivste Methode der Bausparkassen be¬

steht darin, daß sie die vereinnahmten Sparbeträge von Zeit

zu Zeit unter allen Bauspaiern, die bestimmte Voraussetzun¬

gen erfüllt haben, auslosen. Je größer die Werbekraft einer

solchen Sparkasse ist, je mehr neue Sparer also regelmäßig

Einzahlungen leisten, ohne selbst schon bei der Verlosung

beteiligt zu werden, je größer ist die Aussicht der alten

Sparer, bald Baugeld zu bekommen. In der Regel werden

die ersten Mitglieder einer solchen Kasse sehr bald Baugeld
erhalten, die letzten beißen die Hunde.

Die Verteilungsmethoden sind vielfach variiert und ver¬

feinert worden. Teilweise hat man das Los ganz ausgeschaltet
und ein Leistungspunktsystem als Verteilungsschlüssel .ein¬

geführt, nach dem derjenige die meiste Aussicht hat, Bau¬

geld zu bekommen, dessen Einzahlung die eingegangene
Sparverpflichtung stark überschreitet, also Benachteiligung
der Leistungsschwachen. Um allzu große Ungerechtigkeiten
zu vermeiden, ist man bei großen Bausparkassen dazu über¬

gegangen, nach Eintrittsjahren oder Monaten Spargruppen
zu bilden und das von jeder Gruppe aufgebrachte SpargelJ
nach irgendeinem System unter die Anwärter der Gruppe
zu verteilen. Diese Gruppenbildung verringert für den

Sparer die Gefahr, erst Baugeld zu bekommen, nachdem

andere, die Jahre später eingetreten sind, längst in einem

mit dem Gelde der Wartenden erbauten Hause wohnen.

Unabhängig vom Zuteilungssystem bleibt die Tatsache,
daß die Gesamtheit der Sparer die Gesamtsumme aller Spar¬
verträge aufbringen muß. Da nun, um leichter Mitglieder
werben zu können, die Bausparkassen teilweise lächerlich

niedrige Sparraten als Mindestverpflichtung festsetzen, ist es

klar, dafi die vom Glück weniger Begünstigten unter Um¬

ständen Jahrzehnte auf die Zuteilung des vertraglichen

Baugeldes warten müssen. Für denjenigen aber, der des

Wartens müde geworden ist, gibt es kaum eine Möglichkeit,
das von ihm eingezahlte Geld alsbald zurückzubekommen.

Bei den meisten Bausparkassen wird die Anwartschaft auf

Zuteilung des Baugeldes erworben nach regelmäßiger Spar¬
tätigkeit während 12 oder mehr Monaten oder wenn die

Sparsumme einen bestimmten Teil des vereinbarten Bau¬

geldes erreicht hat. Daß Anwartschaft nicht gleichbedeutend
mit Zuteilung ist (und auch nicht sein kann), zeigen die Ver¬

öffentlichungen der Gemeinschaft der Freunde,
einer der bekanntesten und vielleicht sogar solidesten Bau¬

sparkassen. Bis Mitte vorigen Jahres ist die Zahl der Bau¬

sparer dieser Gemeinschaft auf über 53 000 gestiegen. Nach

einer neueren Pressenotiz hat sie bis Anfang September
vorigen Jahres im ganzen 7305 Bausparer mit Zuweisungen
bedacht. Gemessen an dem Mitgliederstand von Mitte des

Jahres sind also in 5 Jahren 13 v. H. der gesamten Mitglieder
mit Baugeld bedacht worden, 87 v. H. warten weiter, wie

lange, läßt sich nicht einmal schätzen.

Der Vollständigkeit halber sei noch die Bausparabteilung
der Industriebeamten-Sparbank erwähnt, die sich von den

reinen Bausparkassen in der Hauptsache dadurch unter¬

scheidet, daß sie grundsätzlich mehr Geld an Bausparer

ausgibt, als Bauspargelder eingehen. Der Bausparer dieser

Kasse braucht sich nur auf eine monatliche Sparleislung
von wenigstens 30 RM. zu verpflichten. Die Höhe des Bau¬

darlehens bleibt offen. Wer zwölf Monate gespart hat, erhält

neben dem aufgesparten Kapital zuzüglich der üblichen

Zinsen ein Darlehen bis zur doppelten Höhe seines Spar¬

guthabens; er muß allerdings das Darlehen innerhalb

längstens acht Jahren tilgen.
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Die Umwandlung des Bausparkontos in ein gewöhnliches

Sparkonto, über das jederzeit verfügt werden kann, ist ohne

Schwierigkeiten möglich. — Die genannte Bank kann der¬

artige Sparverträge in beschränktem Umfange eingehen, weil

bei ihr ein reger Sparverkehr herrscht und sie sehr liquid ist.

Zugegeben werden muß, daß dieses System im großen nicht

durchgeführt werden könnte, da bei Tausenden von Bau¬

sparern auch öffentliche Sparkassen keine Gewähr dafür

übernehmen könnten, die den Bausparern gegenüber ein¬

gegangenen Verpflichtungen einzulösen.

Neuerdings hat die Deutsche Girozentrale die

Errichtung von öffentlichen Bausparkassen

empfohlen und es sind eine Reihe derartiger Kassen ip Ver¬

bindung mit den öffentlichen Sparkassen bereits eingerichtet.
Diese öffentlichen Bausparkassen haben ihren privaten Vor¬

gängern gegenüber den Vorteil, daß sie eine M a x i m a 1 7

Wartezeit festsetzen. Nach dieser Maximalwartezeit und

der vereinbarten Baudarlehenssumme richten sich die mo¬

natlichen Einzahlungen. Es sind Maximalwartezeiten von

9 und 15 Jahren vorgesehen.
Nach dem Bausparkassenplan des Verwaltungsrates der

Deutschen Girozentrale muß der Bausparer bei der Maximal¬

wartezeit von 9 Jahren in zwölf gleichen Raten jährlich
99,48 RM., bei der Maximalwartezeit von 15 Jahren 65,92 RM.
für je 1000 RM. vereinbartes Baugeld einzahlen. Davon wer¬

den aber nicht unerhebliche Beträge von dem eigentlichen
Sparzweck abgezweigt, und zwar für Lebensver¬

sicherung, Sicherheitsrücklage und Ver¬

waltungskosten. Diese drei Posten kosten bei der

kürzeren Wartezeit pro 1000 RM. Baugeld jährlich 14,04 RM.

Der Rest der Einzahlungen wird mit nur 4 v. H verzinst.

Würde derselbe Sparer die 99,48 RM. zu normalen Spar-
kasscnzinsen jährlich in zwölf gleichen Monatsraten ein¬

zahlen, so würde er in sieben bis acht Jahren das Sparziel
erreicht haben. Was er bei der öffentlichen Bausparkasse
gegenüber dem freien Sparen gewinnt, ist die Möglichkeit,
früher ausgelost zu werden.

Die Lebensversicherung, für die ihm von seiner

Bruttozahlung Prämie abgezogen wird, tritt nur ein, wenn

der Sparer vor Zurücklegung der Maximalwartezeit eine

Bausparhypothek erhalten hat und vor vollständiger Tilgung
dei selben stirbt. Die Lebensversicherung ist also in erster

Linie eine Sicherung der Bank und in zweiter Linie eine

Sicherung der Erben, die dadurch die Sicherheit haben, daß

das Bauspardarlehen spätestens mit dem Ableben des Bau¬

sparers getilgt ist.

Der wesentlichste Nachteil dieser öffentlichen Bauspar¬
kassen besteht darin, daß sie trotz der von der Lebensver¬

sicherung zu übernehmenden Garantie für den Todesfall eine

hypothekarischeSicherheit fordern, die hoch-

stens bis zu80 v.H. des Verkehrswertes des beliehenen

Grundstückes gehen darf. Es muß also für die letzten,
20 v. H. noch Deckung geschafft werden. Im günstigsten
Falle können 10 v. H. durch Hauszinssteuer aufgebracht
werden. Den Rest muß der Siedler neben der

Bausparsumme noch aufbringen.
Auf diesbezügliche Vorhaltungen sagt der Deutsche Spar¬

kassen- und Giroverband, das fehlende Restbaugeld können

anderwe'tige fremde Mittel oder auch eigene Mittel sein.

Jedenfalls brauchen die Restbeträge nicht bei der Bauspar¬
kasse selbst angespart zu werden. Das ist für denjenigen,
der seine Sparkraft schon zur Erfüllung des Bausparvertrages
oufs äußerste angespannt hat, ein schlechter Trost, denn

gerade die Restgelder sind am schwierigsten aufzubringen.

Der Kritik der niedrigen Sparzinssätze hält der Sparkassen-
und Giroverband entgegen, daß der Bausparei auch gerin¬
gere Leihzinsen bezahlen müsse. Das ist zwar richtig, wer

einen solchen Bausparvertrag abschließt weiß aber nicht,
ob und wie lange er in den Genuß dieser niedrigen Leih¬

zinsen tritt. Wer erst nach der Maximalwartezeit sein Geld

bekommt, hat nur den Verlust durch die niedrigen Spar¬
zinsen. Wem das Geld zum planmäßig kürzesten Termin

durch das Los zufällt, hat nur kurze Zeit Verluste infolge
zu niedriger Zinsen auf ein noch niedrigeres Sparguthaben
erlitten, genießt aber lange und für eine große Summe den

Vorteil eines niedrigen Leihzinses. Wer Vorteile oder Nach¬

teile von dem System hat, entscheidet ausschließlich das Los.

Schließlich müssen wir uns fragen, wie viele Ange¬

stellte von der Einrichtung überhaupt Ge¬

brauch machen können. Für den Erwerb eines

Eigenheims wird ein Bausparvertrag über mindestens 3000

Reichsmark abgeschlossen werden müssen. Es muß also der

Bausparer jährlich je nach der vereinbarten Maximalwarte¬

zeit auf die Dauer von 9 bis 15 Jahren rund 14 bzw. 25 RM.

monatlich einzahlen. Wenn er gleichzeitig auch noch das

erforderliche Restbaugeld von wenigstens 2500 RM. sich

ersparen will, muß er daneben unter Zugrundelegung einer

mittleren Wartezeit von etwa sieben Jahren noch monatlich

20 RM. für Restbaugeld frei sparen, so dafi er 45 bzw.

34 RM. jeden Monat für sein künftiges Eigenheim zurück¬

legen müßte.

Das bedingt nicht nur guten Willen, sondern, wenn die

Lebenshaltung der betreffenden Familie nicht auf Jahre hin¬

aus unerträglich gesenkt werden soll, ein sicheres monat¬

liches Einkommen von wenigstens 400 RM. Aus diesen

Ueberlegungen ergibt sich, daß nur ein kleiner Teil der

Angestellten von den öffentlichen Bausparkassen einen

Nutzen haben kann, und diejenigen, die glauben, die Ver¬

pflichtungen des Bausparvertrages übernehmen zu können,

tun gut, sich das vor Vollziehung des Vertrages sehr reiflich

zu überlegen.

Ohne Zweifel haben die öffentlichen Bausparkassen vor

den privaten Kassen, die zu einem Teile lediglich gegründet
zu sein scheinen, um den Gründern auf möglichst lange Zeit

ein behagliches Auskommen zu sichern, den Vorteil klarer,

eindeutiger Bestimmungen. Sie werden wahrscheinlich zur

Belebung der Bautätigkeit einiges beitragen, aber keineswegs
eine Art Volks-Bausparbewegung auslösen können. Mit den

privaten Bausparkassen haben sie den Nachteil gemeinsam,
daß sie das teuere individuelle Bauen fördern, während wir

alle Veranlassung hätten, auch beim Eigenheimbau uns nach

Möghchkedt auf Großbaustellen zu konzentrieren und dort

wenige Typen mit genormten Bauteilen mit denkbar gering¬
stem Aufwand zu erstellen.

Daß diese öffentlichen Bausparkassen von ihren Sparern
den Verzicht auf einen Teil der üblichen Zinsen zugunsten

einer Minderheit derselben sozialen Schicht verlangen, ihnen

auch sonst Bedingungen stellen, die nicht als besonders

günstig bezeichnet werden können, und trotzdem einigen Zu¬

lauf hanen werden, ist nur möglich, weil trotz des Widerspruchs
der Gewerkschaften die zur Förderung des Wohnungsbaues
eingeführte Hauszinssteuer zum Teil in eine fiskalische Steuer

umge—deutet worden ist und deshalb in der Verbindung
mit der Drosselung der Auslandskredite eine Baugeldnot
herbeigeführt wurde. — Diese Not fühlbar zu lindern, sind

private und öfferitliche Bausparkassen nicht imstande.

DR. GERHARD KREYSSIG, BERLIN

Zentrale Wochenkurse des AfA-Bundes
Zum ersten Male in den vier Jahren, in denen der AfA-

Bund die Funktionäre aller ihm angeschlossenen Verbände

zentral schult, sind im Januar-Februar 1930 zwei acht¬

tägige Kurse abgehalten werden, während in den vor¬

angegangenen 14 Kursen die Teilnehmer sämtlich volle zwei

Wochen unterrichtet wurden. Der Uebergang zu

Wochenkursen war erfolgt in der Absicht, außer für

Beisitzer in den Verwaltungsausschüssen der Arbeitsämter,
für d'e bereits zwei 14tägige Kurse im Oktober 1927 und

Dezember 1928 stattgefunden hatten, auch einmal einen

Kursus für Arbeitsrichter abzuhalten. Zeit und Mittel er¬

laubten aber nicht, für beide Funktionärgruppen je einen

14tägigen Kursus zu veransfalten. Die Erfahrungen,
die während dieser beiden Wochenkurse gemacht wurden.
Sind, jedoch nicht nur von Interesse für d:e Frage, ob sich

eine Wiederholung für die beiden^ diesmal betroffenen Teil¬

nehmergruppen empfiehlt, sie sind zugleich ent¬

scheidend für die zukünftige Schulungs¬

arbeit im Winterhalbjahr 19 30/31, in dem

dazu übergegangen werden wird, zunächst überhaupt nur

Kurse von achttägiger Dauer zu veranstalten. Die bisherigen

erfolgreichen 14'ägigen Kurse sollen deshalb nicht auf¬

gegeben werden, zu dieser Zeitverkürzung zwingen aber in

erster Linie die Urlaubsschwierigkeiten, die nur

zu oft verhindern, daß gerade diejenigen
besonders rührigen Funktionäre zu den

Kursen entsandt werden, auf deren Weiter¬

schulung es uns in erster Linie ankommen

m u ß. Solange die Unternehmer den Bildungsbestrebungen
der Arbeitnehmer ablehnend gegenüberstehen und — selbst

in ruhigen Wirtschaftszeiten! — d;e Gewährung eines zu¬

sätzlichen Urlaubs verweigern, .bedeutet der Besuch eines
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1-ltägigen Kursus für unsere Funktionäre zweifellos ein

außerordentlich hoch anzuerkennendes

Opfer, da ihnen diese Tage für die körperliche und

seelische Erholung, die der reine Urlaub gewährt, verloren

gehen. Je schärfer das Arbeitstempo im Betrieb und je
stärker die Beanspruchung' der Freizeit durch ehrenamtliche

Funktionärtätigkeit ist, desto dringender wird aber gerade
dieses völlige Ausspannen. Wir hoffen darauf, daß

die Verkürzung unserer Kurse auf acht

Tage es manchem unserer Funktionäre

eher ermöglichen wird, zu unseren Kursen

zu kommen; zugleich haben wir die Möglichkeit, die

Erfolge unserer Arbeit zu verbreitern, da wir die doppelte
Zahl von Teilnehmern — wenn auch auf verkürzte Zeit —

erfassen können.

Die entscheidendste Frage für die fernere Durchführung
der Wochenkurse ist die nach dem pädagogischen
Erfolg. Aus dem Verlauf der bisherigen Kurse, die nicht

nui bezüglich ihrer Dauer ein Versuch waren, sondern zu¬

gleich den ersten Arbeitsrichterkursus über¬

hau p t brachten, ergibt sich, daß auch in der verkürzten

Zeit erfolgreiche Schulungsarbeit geleistet werden kann. Es

wurde an beiden Kursen — mit Ausnahme eines freien

Nachmittags — von Montag bis Sonnabend täglich
sechsstündiger Unterricht gegeben. Bei der Fülle

der Fragen, die zur Abrundung des Wochenplanes un¬

bedingt behandelt werden mußten, war allerdings eine Zu¬

sammendrängung des Vortragsstoffes unvermeidlich, so dafi

die Anforderungen an die Kursteilnehmer

höher gewesen sind, als es bei den früheren Kursen

der Fall war. Wenn der Tagesunterricht jedoch so verteilt

wird, dafi über Mittag eine längere Freizeit zur Ver¬

fügung steht, sind u. E. noch ausreichende Möglichkeiten
zur Erholung und zur körperlichen Ausarbeitung gegeben.
Nach einer zwei- bis dreistündigen Mittagspause, die in der

freien Natur verbracht werden kann, wird die Bewältigung
des Lehrpensums leichter fallen, obwohl der Unterricht

abends entsprechend später beendet ist. Bei der Auf¬

stellung späterer Lehrpläne wird jedoch zu

berücksichtigen sein, ob nicht das eine oder andere Thema

ganz ausfallen soll, um stattdessen die besonders wichtigen
Gebiete eingehender behandeln zu können.

Eine mindestens ebenso wichtige Frage für das Gelingen
der Woch.enkurse ist das gesellschaftliche Zu¬

sammenleben der Teilnehmer. Vor allem wäh¬

rend des zweiten Kursus haben sich die Teilnehmer so rasch

zusammengefunden, daß eigentlich sofort mit der Eröffnung
des Kursus am Sonntagabend die gesellschaftliche Einheit

gefunden war, die für den Verlauf einer erfolgreichen Zu¬

sammenarbeit unbedingte Voraussetzung ist. Bei der Ver¬

kürzung- der Kursusdauer wird es dem Kursusleiter als

besondere Aufgabe gestellt bleiben, schon am ersten Abend

die enge kollegiale Fühlungnahme zwischen den Teilnehmern

herzustellen, die sich bei den 14tägigen Kursen erfahrungs¬
gemäß erst am zweiten oder dritten Tage eingestellt hatte;
eine Aufgabe, die durchaus möglich ist, wenn auch ihr

Gelingen nicht für alle Kurse mit Sicherheit vorausgesagt
werden kann.

Die erhöhte Beanspruchung der Teilnehmer in der ver¬

kürzten Schulungszeit läßt die Notwendigkeit der

Hausordnung besonders deutlich hervortreten. In weit
stärkerem Maße, als es bei den 14tägigen Kursen der Fall

ist, zeigt sich die Notwendigkeit der 24-Uhr^Nachtruhe und

des Alkoholverzichts bis zur Beendigung- des Abendunter¬

richts, wenn die Aufnahmefähigkeit der Hörer bei der an¬

gestrengten geistigen Arbeit nicht leiden soll.

Unsere beiden ersten Kurse haben erfreulicherweise ge¬

zeigt, daß der AfA-Bund im kommenden Herbst mit den

vorgesehenen Wochenkursen durchaus die Möglichkeit hat,
eine erfolgreiche und nutzbringende Bildungsarbcit zu

leisten.

Bevor wir über die beiden Kurse im einzelnen berich¬

ten, sei vorausgeschickt, daß die Kurse zum erstenmal

in Bad Münster' a. Stein stattfanden, wo wir ein

Hotel zur Verfügung hatten, daß allen Anforderungen, die
wir bezüglich Unterbringung und Verpflegung unserer Teil¬

nehmer stellen müssen, zur vollsten Zufriedenheit genügt hat.

Erfahrungsgemäß sind dies Vorbedingungen für das Gelingen
der Kurse, die nicht unterschätzt werden dürfen, und wir

haben uns gefreut, den Teilnehmern Aufenthalts- und
Schlafräume bieten zu können, die bequemes und ange¬
nehmes Wohnen ermöglichten. Wir beabsichtigen deshalb

auch, im Herbst wieder Kurse nach Bad Münster a. Stein
zu legen.

Ueber die Kurse selbst ist folgendes zu berichten:

Der Kursus für Arbeitsrichter aus dem be¬

setzten Gebiet fand statt in der Woche vom 25. Januar bis

1. Februar 1930. Er war beschickt mit 26 Teilnehmern, und

zwar hatte davon der ZdA. 12, der Butab 8, der DWV. 5 und

der Polierbund 1 Kollegen entsandt. Der Altersdurch¬

schnitt war 46'A Jahre. Der älteste Teilnehmer war

62 Jahre, der jüngste 31 Jahre alt. Der Unterricht verlief

planmäßig. Kollege Dr. S t e h r, zugleich Kursusleiter, be¬

handelte an den ersten beiden Halbtagen „Die Arbeits¬

gerichte und die deutsche Gerichtsverfassung" und „Das
Tarifrecht". An den beiden nächsten Halbtagen referierte

Landgerichtsdirektor Dr. Aschaffenburg, Frankfurt

am Main über „Das Verfahren in Arbeitssachen einschl.

Prozefileitung und Sitzungspolizei". Dann hielt an zwei

Halbtagen Dr. Schneider, Archivar im Reichstag, eine

Vorlesung über den „Arbeitsvertrag". Rechtsanwalt

Dr. Fraenkel erörterte ebenfalls an zwei Halbtagen
Fragen aus dem Betriebsrätegesetz, die für die Praxis der

Arbeitsrichter besonders wichtig sind. Kollege Geißel-

brecht, Leiter der Rechtsschutzabteilung des DWV.

Düsseldorf, behandelte praktische Rechtsfälle aus dem Ar«

beitsvertragsrecht auch an zwei Halbtagen. Kollege Dr. Stehr

setzte am letzten Halbtage die Behandlung des Tarifrechts

fort und beschloß den Unterricht durch kurze Erörterung

einiger Probleme aus dem Gesamtgebiet des Arbeitsrechts.

Die Unterrichtsform der Arbeitsgemeinschaft
konnte nicht von allen Dozenten eingehalten werden. Mit

Rücksicht auf die Kursusdauer von nur acht Tagen hatte

sich eine Zusammenpressung des Stoffes erforderlich ge¬

macht, die bei der Behandlung des arbeitsgerichtlichen Ver¬

fahrens und des Arbeitsvertrages zur Form des Vortrages
bzw. der Vorlesung mit anschließender Diskussion zwang.

Daraus ergab sich für die Hörer eine erhebliche Anstren¬

gung'. Gleichwohl war die Aufmerksamkeit ausgezeichnet
und die Diskussion lebhaft.

Die Kursusteilnehmer hatten sich rasch kameradschaftlich

zusammengefunden. Am Donnerstag folgte man in der

Mittagspause einer Einladung der Badedirektion zur Besich¬

tigung der Kuranlagen. Am Freitag führte der Nachmittags¬
ausflug das schöne Nahetal entlang nach Bad Kreuznach.

Die Kursusteilnehmer waren sichtlich vom Verlauf de»

Kursus befriedigt. Wir können ihn als wohlgelungenen Ver¬

such eines Arbeitsrichterkurses bezeichnen, der uns wert¬

volle Erfahrungen für spätere Arbeitsrichterkurse ge¬

bracht hat.

Zu dem 3. Kursus für die Beisitzer in den

Ver wa 11 un g s au ss chü ss en der Arbeitsämter

(III. VdA.-Kursus), der im Anschluß an den Arbeitsrichter-

kursus in der Woche vom 2. bis 8. Februar 1930 stattfand,
waren bedauerlicherweise nur 19 Kollegen gekommen, und

zwar 13 vom ZdA., 5 vom DWV. und 1 Butab-Kollege. Be¬

sondere Urlaubsschwierigkeiten hatten in den letzten Tagen
vor Kursusbeginn eine Reihe von Kollegen noch zu Absagen

gezwungen. Das Durchschnittsalter von 43,6

Jahren, das wesentlich über dem Gesamtdurchschnitt

der bisherigen Kurse (37,5 Jahre) liegt, besagt an sich

wenig, wenn man in Betracht zieht, daß für Beisitzer über¬

wiegend ältere Kollegen gewählt werden, die schon über

lange praktische Erfahrung verfügen. In dem gleichen
Maße trifft das auch für den Arbeitsrichterkursus zu. Das

vom ersten Tage ab ganz ausgezeichnete Zu¬

sammenleben der Kursusteilnehmer ist zw

einem Teil wohl mit darauf zurückzuführen, daß wir fünf

Kollegen begrüßen konnten, die schon einen unserer früheren

Kurse mitgemacht hatten, also mit dem Kursusleben ver¬

traut waren.

Die Kursusarbeit wurde begonnen mit dem Unterricht

des Kollegen Schröder vom Hauptvorstand des ZdA.,
der während des ganzen Montags über „Die Reichsanstalt

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung und

ihre Organe" sprach. Kollege Schröder kleidete den Unter¬

richt in die lebhafte Form der Arbeitsgemeinschaft und

leistete mit der Heranführung der Teilnehmer an die wich¬

tigsten Fragen zugleich wertvolle Vorarbeit für den Ver¬

lauf des ganzen Kursus. Am zweiten Tage behandelt«

Dr. Zschucke, Direktor der Reichsanstalt, spezielle
Fragen der Arbeitslosenversicherung und ging insbesondere

auf die Gesetznovelle ein. Auch hier gelang es trotz des

oft sehr trockenen Unterrichtsstoffes, die Kollegen zu leb¬

hafter Mitarbeit zu bringen. Aus dem Teilnehmerkreise

selbst wurden eine Reihe von Fragen aufgeworfen, die zu,

wechselseitiger Diskussion führten. Während der nächsten
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beiden Tage behandelte Kollege Bökenk r ü g e r
,
Vor¬

sitzender des Arbeitsamts . Wuppertal, „Technik und Ziele

der örtlichen Arbeitsvermittlung" und die „Aufgaben der

Berufsberatung unter Berücksichtigung psychologischer Eig¬
nungsprüfungen". Vom pädagogischen Gesichtspunkt aus

haben wir es nachträglich begrüßt, daß Bökenkrüger zwei

ganze Tage unterrichten konnte, weil der tägliche Wechsel

der Dozenten eine jedesmalige Umstellung der Hörer er¬

fordert, die bei der Zusammendrängung der Vortragsthemen
besonders erschwerend wirkt. Die beiden Unterrichtstage
wurden ebenfalls in der Form der Arbeitsgemeinschaft ab¬

gehalten, die Kollege Bökenkrüger in glänzender Form

führte. Der Freitagvormittag stand für die Behandlung
volkswirtschaftlicher Fragen zur Verfügung. Kollege
Dr. Kreyssig, der die Leitung des Kursus inne hatte,
sprach über „Gewerkschaftsbewegung und Arbeitsmarkt¬

politik" und es zeugt für den Arbeitseifer und das große
Interesse der Teilnehmer, wenn sie den Wunsch äußerten,
den Unterricht auf den Nachmittag, der wegen des un¬

günstigen Wetters zu dem vorgesehenen Ausflug nicht

sonderlich lockte, auszudehnen. Nach nochmaligem VA stün¬

digen Unterricht wurde dann trotzdem noch gemeinsam
nach Bad Kreuznach gewandert, um die Sehenswürdigkeit
dieser Stadt, die mittelalterlichen Brückenhäuser, zu besich¬

tigen. Am letzten Tage, Sonnabend, an dem sich die An¬

spannung der vorhergegangenen Tage unvermeidlicherweise
schon etwas bemerkbar machte, sprach Oberregierungs-

rat Ben da von der Reichsanstalt über Arbeitsbeschaffung
und berufliche Fortbildungsfragen erwerbsloser Angestellter.
Auch von diesem Unterricht, der mehr in der Form des
Referats gehalten wurde, hatten die Teilnehmer großen
Nutzen, da es sich gerade hier um Fragen handelt, die alle
Angestellten besonders interessieren.
Das fast vorbildlich zu nennende Zusammenleben der

Teilnehmer und der gute Verlauf des Kursus wurden we-

sen.lich mit erzielt, weil ein glücklicher Umstand es er¬

laubte, die eingelegten Veranstaltungen zu gewerk¬
schaftlichen Feierstunden auszugestalten. Am
Mittwoch hatten wir in Bad Münster Kolleginnen und Kol¬

legen vom DWV. und ZdA. aus Bad Kreuznach bei uns zu

einem geselligen Abend und die bei unseren Kursen sonst

übliche Schlußfeier wurde nach Bud Kreuznach ver¬

legt, wo der Kursus geschlossen an der Feier des

40jährigen Bestehens des deutschen Werk¬
meister-Ortsvereins Bad Kreuznach teil¬
nehmen konnte. Kollege Dr. Kreyssig konnte bei dieser
Gelegenheit die Glückwünsche des AfA-Bundesvorstandes
überbringen. Durch die enge Nachbarschaft von AfA-Or-

ganisationen ist es uns also gelungen, dem Kursus ein be¬
sonderes Gepräge zu geben. Die Kursusteilnehmer fuhren'
nach Hause mit dem Bewußtsein, auch in Bad Münster
am Stein für den AfA-Gedanken geworben zu haben. Wir
möchten wünschen, daß alle kommenden Kurse ebenfalls
einen so nach jeder Richtung hin guten Verlauf nehmen.

KARL EMONTS, BERLIN

Wir konkurrenzieren miteinander!
Die Kommunistische Partei ist znrzeit besonders aktiv.

Nicht etwa im Kampf gegen die Unternehmer, sondern im

Kampf gegen die Gewerkschaften und ,.Sozialfasdiisten".
Kein Tag vergebt, an dem nicht die sozial reaktionäre Hal¬

tung der Gewerkschaften nachgewiesen und ihr Verhalten

entsprechend gebrandmarkt wird. Oppositionelle Gewerk-

schaftsgruppen, oppositionelle Betriebsräte usw. sollen den

-Yernicbtungskampf - führen. In dieser Situation begrüßen
.

wie einen -Aufsatz des Kollegen Emonts vom Allgemeinen
Verband der Bankangestellten, der in der Nr. 4/5 .Der
Deutsche Bankangestellte" erschienen ist und das Wirken
der KPD. in ihren eigenen Wirtschaftsbetrieben beleuchtet.
Wir bringen diesen Aufsatz nachstehend fast unverkürzt
allen AfA-Funktionären zur Kenntnis. D. Red.

Ein gutes Dutzend kommunistischer Wirtschaftsbetriebe

mag heute in Deutschland unter der Oberaufsicht der Russi¬
schen Handelsvertretung seine Zelte aufgeschlagen haben.
Selbst unter diesem Dutzend entziehen sich die meisten
dieser Betriebe dadurch einer näheren Einsicht und Kritik
der deutschen Arbeitnehmerorganisationen, dafi sie in der

Hauptsache siebenmal gesiebtes russisches Personal in ihren
Büros beschäftigen. Darüber hinaus sind leider freigewerk¬
schaftliche Angestelltenorganisationen dazu übergegangen,
den in solchen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmern die

Zugehörigkeit zu der Gewerkschaft zu versagen.

Ich halte es deshalb für einen Fehler, weil nichts in der
Welt einen besseren Anschauungsunterricht darüber zu ver¬

vermitteln in der Lage ist, dafi überall mit Wasser gekocht
wird, wie gerade die Partei- und Wirtschaftsbetriebe der-

Kommunisten.
Immerhin ist der Allgemeine Verband der Deutschen

Bankangestellten in der Lage, zwei dieser Betriebe auf Grund
einer längeren Praxis und Beobachtung seiner Rechtsschutz¬

abteilung unter die Lupe zu nehmen. Wir unterdrücken hier¬
bei bewußt und gewollt das an sich auch sehr naheliegende
Bedürfnis, uns mit den Geschäftspraktiken und -methoden
dieser Betriebe etwas näher zu beschäftigen. Schließlich
könnten die Geschäftsleitungen von Handeisvertretung und
Garantie- und Kreditbank für den Osten uns entgegnen, daß
nicht sie selbst, sondern ihre kapitalistische Umwelt, also ge¬
wissermaßen höhere Gewalt, daran schuld wären, daß die

größere Geschäftsgewandtheit und Erfahrung nicht bei ihnen,
sondern bisher bei ihren Geschäftskontrahenten in den kapi¬
talistisch orienierten Ländern des Kontinents gelegen hat,
daß sie also bei einer historisch-materialistischen Betrach¬

tungsweise für ihr LTngeschick und ihre Mißerfolge nicht
verantwortlich zu machen seien.

Wir wollen diese Entschuldigung für sie gelten lassen;
dann blieben also die sozialen und wirtschaftlichen Verhält¬
nisse der Angestellten in den Außenbetrieben der sozialisti¬
schen Sowjetrepublik übrig, die wert sind, einer kritischen
Würdigung und Betrachtung unterzogen zu werden. Mit
einem gewissen Stolze verweisen die kommunistisch orien¬
tierten Angestellten solcher Wirtschaftsbetriebe in Deutsch¬
land auf die vorbildlichen Gehaltsverhältnisse, wie sie in

ihren Betrieben im Geg'ensatze zu den kapitalistischen Bank¬
betrieben herrschen würden. Es mag zugegeben werden,
daß das Gehaltsniveau der russischen Betriebe, soweit es

sich nicht der Einsicht des Allgemeinen Verbandes der
Deutschen Bankangestellten entzieht, das gut zahlender
deutscher Privatbankgeschäfte erreicht, in einzelnen Fällen
dieses vielleicht sogar hier und da überschneidet. Bewiesen
ist damit weiter nichts als die Tatsache, dafi das Risiko und
die Unannehmlichkeiten, die mit einer Stellung- in dem russi¬

schen Wirtschaftsbetriebe verbunden sind, von diesem
teurer bezahlt werden müssen, als die Arbeit in einem kapi¬
talistischen Betriebe. Ein Betrieb, der wegen der Tendenzen,
die er verfolgt bzw. denen er dient, seinen links und rechts
neben ihm liegenden kapitalistischen Nachbarbetrieben im
höchsten Grade verdächtig- ist, wird immer ein gewisses
Aufgeld für brauchbare Arbeitskräfte zahlen müssen. Tut
er es nicht, wird er sicherlich von allen Angestellten ge¬
mieden werden, die dem Unternehmer lediglich ihre Arbeits¬
kraft und nicht gleichzeitig auch ihre Gesinnung verkaufen
wollen. Darüber hinaus stellt aber diese, den Rahmen des
Bankentarifes überschneidende Entlohnung auch insofern

nichts Außergewöhnliches dar, als die kommunistischen
Wirtschaftsbetriebe vielleicht infolge ihrer kurzen Lebens¬

dauer, wahrscheinlich aber infolge einer grundsätzlich anders

gerichteten Einstellung, keinerlei soziale Einrichtungen für
die Altersversorgung der in ihnen beschäftigten Angestellten
über die gesetzliche Zwangsversicherung hinaus besitzen.
Auch aus diesem Grunde rechtfertigt sich also ohne weiteres
ein Aufschlag auf die Tarifgehälter. Das ist aber auch das

einzige, was wir mit den gemachten Einschränkungen den

kommunistischen Betrieben als Fortschritt konzedieren

können. Mit welchen Opfern materieller und ideeller Art

dieser Fortschritt von den Arbeitnehmern solcher Betriebe

erkauft werden muß, ist leider allzuwenig' bekannt.

Immer wieder stellt die Parteipresse, insbesondere aber

auch der „Rote Kontrolleur" in seinen geifernden Angriffen
geg'en unsere Betriebsräte es so dar, als ob der Sieben¬

stundentag und die 40-Stunden-Woche für die Kommunisten

etwas Selbstverständliches sei. Der Allgemeine Verband und

seine Funktionäre in den Betrieben werden als schwach und

korrupt bezeichnet, weil es ihnen nicht gelingt, die Ueber»

Stundenwirtschaft wirksam zu bekämpfen. Ständig klingt in

und zwischen den Zeilen ihrer Kritik der Refrain wider:

Wenn erst wir die Herrschaft in den Betrieben ausüben,
dann wird alles, alles anders.

Demgegenüber stellen wir fest, daß in der Garantie- und

Kreditbank für den Osten, einer Gründung der Russischen

Staatsbank in Berlin, deren Aktien sich zu 100 Proz. in den

Händen der Russischen Staatsbank bzw. des Volkskom¬

missariats für Finanzen in der Sowjetrepublik befinden, von

einzelnen Angestellten bis in die letzten Monate hinein bis

zu 60 Ueberstunden im Monat unentgeltlich gefordert und
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geleistet worden sind. Wir stellen weiter fest, daß in'diesem

Be'.r'ebe ohne Genehmigung der Gewerbepclzei Sonntags-

* arbeit von den Angestellten verlangt und geleistet worden

ist Man sollte meinen, daß die Leute, die ein so lebhaftes

Bedürfnis entwickeln, andere zu kritisieren, peinlich darauf

achten würden, daß im eigenen Hause das, was bei anderen

in Grund und Boden verdammt wird, nicht selbst passiert.

Schon die Feststellungen, die wir oben machten, die Tat¬

sache, daß waschechte kommunistische Bankangestellte sich

dazu hergeben, gegen elementare Forderungen der Arbeit¬

nehmer zu verstoßen, lehrt das Gegenteil. Der Außen-

stehend° aber wird mit Recht nach den psychologischen und

materiellen Motiven eines derartigen Verhaltens suchen.

Wir können auch mit dem aufklärenden Material hierfür

dienen. Die Russische Handelsvertretung in Berlin liefert das

treffende Beispiel hierzu:

Die Angestellten „konkurrenzieren miteinander". Erstaunt

wird der Leser aufhorchen und sich fragen: Die An¬

gestellten? Bisher war es üblich, daß die Unternehmer mit¬

einander konkurrieren, in ihren Konditionen, in der Güte

ihrer Waren, in der Reklame, die sie gegeneinander machen

und in all dem Intrigen- und Ränkespiel, das wir zur Genüge

aus der kapitalistischen Wirtschaft her kennen. Daß aber

die Angestellten miteinander konkurrieren sollen, war etwas,

was bisher wenigstens von freigewerkschaftlicher Seite nur

insofern toleriert wurde, als auch die freigewerkschaftl'che

Organisation jedem einzelnen Angestellten nahelegt, sein

Können und Wissen zu bereichern, damit er den harten

Kampf ums Dasein zu bestehen in der Lage ist, nicht aber

so, wie es bei der Russischen Handelsvertretung geschieht.
Dort setzt sich an irgendeinem Sonnabendvormittag irgend¬

eine Lakaienseele hin und schreibt auf einem eigens dazu

präparierten Bogen:

„Ich bin bereit, im Interesse der russischen Arbeiter und

Bruern am heutigen Tage bis 7 Uhr abends Ueberarbeit

zu leisten. Wer macht mit?"

Wenn erst eine solche schöne Seele in sich den Beruf

entdeckt hat, den Kollegen im Kampfe um anständige Ar¬

beitsbedingungen in den Rücken zu fallen, dann läßt be-

kanntl'ch der Ruhm des einen den anderen nicht sei lafen,

und so füllt sich dann allmählich das Verzeichnis mit den

Namen aller derjenigen, die zu schwach sind, der Russischen

Handelsvertretung in Berlin und damit gleichzeitig der ihr

übergeordneten Sowjetbürokratie in Moskau ungeschminkt
die Meinung darüber zu sagen, wie man innerlich über einen

derartigen Widerspruch zwischen Worten und Taten denkt.

Dieser Appell an die niedrigsten Instinkte im Menschen,

diese systematische Hechzüchtung von Kriechern, Schleimern

u_,d rückgratlosen Subjekten, denen man nur mit einer

anderen Phraseologie zu kommen braucht und sie tanzen

willfähriger an der Strippe ihrer Betriebsführung, als der

Hampelmann in Kindeshand, — alles dieses und nech viel

mehr nennt man „sozialistischen Wettbewerb". „Gott erhalte

uns noch recht lange die kapitalistische Wirtschaftsord¬

nung", wäre man bei solchem Methode gewordenen Wahn¬

sinn versucht auszurufen .
. .

In Nr. 30 der „Roten Fahne" vom 5. Februar d. J. wird in

der Beilage der Tod von Karl Heß, dem Waffenmeister des

Berliner Proletariats, beklagt. Karl Heß war ein Berliner

Prolet, wie kindlich gläubiger die Kommunistische Partei

keinen je in ihren Reihen besessen hat. Er stand in den

Novembertagen 1918 in den vordersten Reihen der revolu¬

tionären Kämpfer. Kein revolutionärer Kampftag ist auf

Berliner Boden ausgefochten worden, an dem dieser Prole¬

tarier nicht seine Pflicht, wie er sie auffaßte, bis zum

äußersten erfüllt hätte. Nahezu alle revolutionären Führer

des Proletariats, denen es gelungen ist, aus den Gefängnis¬
mauern zu entweichen, verdanken direkt oder indirekt seinem

Eingreifen, seiner tät;gen Hilfe ihre Freiheit. Die „Rote
Fahne" widmet ihm folgende Worte des Gedenkens:

„Eine der prächtigsten Gestalten des revolutionären

Proletariats von Berlin ist mit ihm aus dem Leben ge¬

schieden. Erschöpft durch geradezu ungeheure Ueber-

anstrengung für die revolutionäre Sache in der Kriegszeit
und den Revolutionsjahren, völlig zugrunde gerichtet
durch jahrelange Kerkerleiden, sank der riesenstarke Mann

dahin im Augenblick, wo eine neue revolutionäre Welle

Kämpfer von seinem Wert erfordert."

Von der Kehrseite der Medaille wollen wir hier kurz

berichten:

Im März 1928 wurde Karl Heß, nachdem er drei Jahre

arbeitslos war, in der Russischen Handelsvertretung als

Portier eingestellt. Nach vierwöchiger Tätigkeit in der

Handelsvertretung erlaubte sich dieser naive Proletarier tri

der Betriebsversammlung der Russischen Handelsvertretung

Worte der Kritik an seinen ihm übergeordneten Kollegen.
Er war vielleicht der irrigen Auffassung, daß das, was für

jeden kapitalistischen Betrieb heute als Selbstverständlich¬

keit von seiner Partei proklamiert wird, nämlich das Recht,
den Mund aufmachen zu dürfen, auch dort Geltung haben

solle, wo ein sogenannter sozialistischer Musterbetrieb sich

etabliert. Am anderen Tage erhielt Karl Heß die Aufforde¬

rung, in das Personalbüro zu kommen. Dort wurde ihm in

höhnischer Weise durch eine „Genossin" erklärt: Er habe

sich über seine Arbeit beschwert, man wolle ihm sein

Schicksal erleichtern. Er solle sich nur zum „Komman¬
danten" (HI) begeben.
Am 25. April 1928, also einen ganzen Monat nach seinem

Eintritt, händigte der „Kommandant" Karl Heß seine Papiere

aus. Er konnte wieder wie vorher stempeln gehen. Darin

bestand die „Erleichterung", die man ihm gewährte.

Der zitierte Nachruf auf den Toten endet mit den Worten:

„Im Augenblick neuer Zuspitzung des Klassenkampfes reißt

ihn der Tod aus unseren Reihen. Sein Vorbild wird an¬

feuernd auf uns wirken."

Alle die, de jetzt die Kehrseite der Medaille kennen,

werden mit mir der Auffassung sein, daß es eine starke Zu¬

mutung ist, an Idealismus und heroische Gesinnung des

Proletariats zu appellieren und sich gleichzeitig Menschen

gegenüber, die sich derart verd'ent haben, so zu benehmen,

wie das im Falle Heß nachweißlich geschehen ist.

In unserer Rechtsschutzabteilung liegen andere neutrale,

sogenannte indifferente Fälle vor, wo es zur Kündigung von

Angestellten der Russischen Handelsvertretung gekommen
ist. In keinem dieser Fälle war die Handelsvertretung dazu

zu bewegen, auch nur das zu erfüllen, was das deutsche

Betriebsrätegesetz für den Fall einer Aufkündigung des Ver¬

tragsverhältnisses als Abkehrgeld bei der Verweigerung der

Weiterbescl äftigung versieht. In allen Fällen aber war es

nicht möglich, die Klagen der Abgebauten vor das Arbeits¬

gericht zu bringen, weil immer wieder der kommunistisch

eingestellte Betriebsrat systematisch das Vorliegen einer

unbilligen Härte verneinte und sich mit der Geschäftsleitung
der Handelsvertretung „dem Herrn Kommandanten", soli¬

darisierte. So mußte der Verband dazu übergehen, d'e Mit¬

glieder des Betriebsrates, die Herren Otto, Kultz. Klein¬

schmidt, Schirmer, Sergeew und Snitken, auf Schadenersatz

zu verklagen. Die Entscheidung des Reichsgerichts in dieser

Schadenersatzklage steht noch aus, nachdem ein Vergleichs¬

vorschlag des Arbeitsgerich.tsvorsitzenden inzwischen von

der Russischen Handelsvertretung abgelehnt worden ist.

Zwei Monatsgehälter, so lautete der Vergleichsvorschlag,
sind anscheinend bei der heutigen Lage des Arbeitsmarktes

eine zu hohe Summe, um sie einem Erwerbslosen in die

Hand zu drücken.

Aehnhch, wenn auch heute nicht mehr so schlimm als

früher, liegen die Verhältnisse in dem Betriebe der Garantie-

und Kreditbank für den Osten. Dieses Institut legt Wert

darauf, bei jeder Gelegenheit mit Stolz zu betonen, es sei ein

deutsches Akt'enunternehmen. Einer der früheren kommu¬

nistischen Direktoren dieses Unternehmens äußerte sich bei

passender Gelegenheit seinem Betriebsratsversitzenden

gegenüber: „Betriebsrat? Was brauche ich einen Betriebsrat.

Ich brauche willige Sklaven, die ihre Arbeit machen und

einen kommunistischen Betriebsrat, der darauf achtet, dafi

das geschieht."
Wir fassen zusammen:

Zahllose Verstöße gegen das deutsche Arbeitszeitgesetz
werden in den kommunistischen Betrieben von obenher ge¬

duldet, systematisch gefördert, ja von den Betriebsleitungen

gefordert. Eine BezaHung der Ueberarbeit findet n'cht statt.

Die Angestellten werden bis in ihre weitläufige Verwandt¬

schaft hinein bespitzelt, welcher politischen Richtung diese

angehören, welche Gesinnung sie selbst haben. Die Bestim¬

mungen des Betriebsrätegesetzes werden weder von der Be¬

triebsleitung, noch von den kommunistischen Betriebsver¬

tretungen anerkannt Meinungs- und Redefreiheit der Ge¬

sinnung sind Begriffe, die nicht einmal auf dem Papier, ja

nicht einmal für die kommunistische Fraktions- und Zellen¬

bildung Geltung haben. Eine Intrigen- und Cliquenbildung
selbst innerhalb dieser rein kommunistischen Gebilde sorgt

dafür, daß hier wiederum einer den anderen überwacht,
einer des anderen Feind ist. Das ist das Bild, das sich uns

von den Betrieben entrollt, in denen die Diktatur des Prole¬

tariats sich angeblich verwirklicht und täglich erneuert.
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Empfang der Gewerkschaftspresse durch den

Reichsarbeitsminister

Am 11. Februar fand zum ersten Male ein Empfang der

Gewerkschaftspresse durch den Reichsarbeitsminister statt.

Die Anregung hierzu war von den inzwischen gebildeten
Fachausschüssen der freigewerkschaftlichen Spitzenverbände
unter Führung' des ADGB. ausgegangen. Während bisher

ähnliche Empfänge der Ministerien ausschließl'ch für die

Öffentliche Presse stattfanden, war die Gewerkschaftspresse
kaum berücksichtigt worden. Bei der wachsenden Bedeutung
der Gewerkschaftspresse wurde eine Verbindung der

Ministerien mit ihr dringend erforderlich.

Es ist deshalb zu begrüßen, daß als erstes das Reichs¬

arbeitsministerium diese Notwendigkeit einer engeren und

Ständ:gen Fühlungnahme erkannt hat. Das besondere Ver¬

ständnis, das gerade auch der Reichsarbeitsminister der

gewerkschaftlichen Presse entgegenbringt, wird deutlich aus

Seiner Begrüßungsrede:
Er betonte den sachlichen Zweck dieses Beisammenseins,

der darin bestehe, durch persönliche Fühlungnahme die Vor¬

aussetzungen für das Zusammenwirken zwischen dem Mini¬

sterium und der Presse der Gewerkschaften zu befestigen.

Eine Vorstellung von dem Arbeitsgebiet des Ministeriums
und seiner einzelnen Abteilungen erhielten die Redakteure
durch eine eingehende Besichtigung der bekannten, im
Hause untergebrachten Ausstellung.

STf$f.Ji$11K ;:DER ERWERBSLOSIGKEIT

I. Industrie und Handel:

a) kaufmännische Angestellte (ZdA.) , .

bl technische Angestellte (Butab) . . . ,

c) Werkmeister

d) Poliere und Schachtmeister im Bau¬

gewerbe
e) Werkmeister der Schuhindustrie . . ,

II. Behörden (einschl. Anstalten der

Sozialversicherung):
a) Bureauangestellte (ZdA.)
b) technische Angestellte (Butab) . . .

Stand am Letzten
des Monats v. H.

Dezember Januar

1929

4,5
6,5

1930

4,8
7.5
2,5

5,7

8,8
18,6
»4

3.4

3,5
3,5
4,7

Statistik der tariflichen Durchschnittsgehälter

Tarifg ebiet

Gruppe 1

kaufm.
bzw.

Bank¬

ange¬

stellte

tech¬

nische

Ange¬
stellte

Gruppe

kaufm.

bzw.
Bank¬

ange¬
stellte

tech- |
nisi he j Werk-
An'-e- !meister
stellte !

Gruppe 3

kaum.

b w.

Bank¬

ange¬
stellte

tech- I Werk¬
nische ,meister
Ange- bzw

stellte ! Poliere

Gruppe 4

kauim

bzw

Bank¬

ange¬
steute

tech- ( Werk¬
nische tmeister
Anne- I bzw.

stellte
^
Poliere

1

). Bergbau
Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

2. Metallindustrie
Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

3. Baugewerbe
Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„ „
30. September 1929 . . .

4. Textilindustrie

Stand am 31. März 1929 . . . . .

„ „
30. Juni 1929

„ „
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

5. Nahrungs- und Genußmittelindustrie
Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

6. Verkehrsgewerbe*)
7. Großhandel

Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„ „
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

8. Einzelhandel

Stand am 31. März 1929 ......

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

9. Gas-, Elekti iri'.äts. und Wasserwerke
Stand am j.. A'ärz 1929

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . ,

10. Banken

Stand am 31. März 1929

„ „
30. Juni 1929

„
30. September 1929 . . .

„ „
31. Dezember 1929 . . .

•) Statistik in der Umstellung hefriffen.

RM. RM. RM. RM.

213 221 243 244

223 231 243 253

223 231 243 253

228 236 255 257

132 138 175 184

136 141 182 191 1
136 141 182 190 I

138 144 185 194

__ 136 _

!

204 |
— 141 — 211 1
— 145 — 215

139 134 185 188

139 134 185 188

139 134 185 188

139 134 185 188

162 159 208 197

163 159 210 197

165 167 212 207

169 167 216 207

148 163

151 — 167 —

151 — 167 —

151 — 167 —

152 __ 200 _

152 — 200 —

152 — 200 —

155 — 204 —

175 153 199 227

177 155 201 229

177 155 201 231

177 155 201 231

187 _ 233

201 — 253 —

201 — 253 —

201 — 253 —

RM

209

218

218

221

219

221

227

232

RM. RM rm: RM. RM.

174

175

175

175

285 ! 280 ! 235

297 i 291 I 243

297 291 ; 243

304
| 295 J 248

I
260 i 271 i 258

2fi0 I 272 i 263

260 j 272 i 269

265 277 i 273

284 i 308

296 I 320

303 j 327

260 • 241 ; 237

260 j 241 237

260 i 241 237

260 ! 241 i 237

242

243

246

251

198

202

202

202

250

250

250

253

270

272

272

272

281

304

304

304

229

229

240

240

296

298

302

302

347 | 3 7

360 348

360 348

368 I 353

341

341

341

346

357

361

361

361

354

351

351

357

385

400

407

342 298

342 298

342 2W8

342 I 298

1

317 i 331

320 I 331

323 ! 347

329 I 347

276 —

282 —

282 | —

282 | —

329 ! —

323 I —

329 ! —

333
'
—

372

375

380

380

RM.

254

263

264

270

313

320

327

332

342

356

364

287

291

291

291
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SOZlAfcROLlTIK

Sie lernen nichts

Den Reichstag beschäftigt schon wieder die Frage,

wie die Mittel zur Deckung der Ausgaben in der

Arbeitslosenversicherung beschafft werden

können. .

'

_.

Die Schwierigkeiten, um die es sich hier handelt, sind in

dieser Zeitschrift wiederholt und in der vorliegenden Num*

mer an anderer Stelle aufgezeigt.
Von den zur Debatte stehenden Deckungsvorschlägen des

Reichsfinanzministers Moldenhauer sei der Plan der Ge»

fahrengemeinschnft näher betrachtet.

Auf die Einzelheiten des Vorschlages brauchen wir in

diesem Zusammenhange nicht einzugehen. Uns kommt es

hier nur auf die allgemeine sozialpolitische Bedeutung des

Vorganges an

Die Träger der Invalidenversicherung und der Angestell¬

tenversicherung sind keine Banken, die möglichst viel Gelder

an sich ziehen, um sie mit Gewinn auszuleihen. Vielmehr

sollen sie einzig und allein die Versicherung durchführen.

Nur zu diesem Zwecke erheben sie ihre Beiträge.

Die Höhe der Beiträge kann nach folgendem Verfahren

bestimmt werden.

Sie kann jedes Jahr nach den Ausgaben der Versiche¬

rung in dieser Zeit berechnet werden. Der Jahres¬

bedarf wird umgelegt. Bei diesem Verfahren bleiben

keine nennenswerten Beträge übrig.
Anders ist es, wenn zur Feststellung der Beitragshöhe

nicht der Bedarf des einen Jahres zugrunde gelegt wird,

sondern d i e Ausgabe, mit der die Versicherung dereinst

durch die -Inval'denrenten oder durch die Ruhegelder für

die ganze Bezugsdauer der neu hinzugetretenen

Versicherten belastet wird. So wird der gesamte Ver¬

sicherungsbedarf gedeckt.
Im letzten Falle sammelt die Versicherung die Beiträge

an, die für die Versicherten im Laufe der Jahre entrichtet

werden und zahlt später mit diesen Geldern die Invaliden¬

renten eder die Ruhegelder diesen Versicherten aus.

Während der ersten Jahre ist die Zahl der Rentenbezieher

ganz gering. Erst im Laufe der Zeit wächst sie immer

stärker an. Das kommt daher, daß die Versicherten eine

Invalidenrente oder ein Ruhegeld erst nach einer Reihe von

Versicherungsjahren, . d. h. nach einer Wartezeit, bean¬

spruchen können und in einem beträchtlichen Teile der

Fälle überdies erst, wenn sie" ein höheres Alter erreicht

haben.

Die angesammelten Gelder in der Invalidenversicherung

und in der Argestelltenversicherung stellen also für die

Dauer der ganzen Versicherung keinen Ueber-

schuß der Einnahmen über die Ausgaben dar. Bei diesem

Verfahren sind sie in Wahrheit die notwendige Ein¬

nahme zur Deckung der späteren Ausgaben. Sc Ten die

Invalidenversicherung .

und die Angestelltenversxherung

mit den gegenwärtigen Beiträgen in der ganzen Versiche¬

rungszeit ihre Ausgaben bestreiten, so müssen ihnen

sowohl die angesammelten Gelder erhalten bleiben, als auch

Zinsen davon zufließen Den» diese sind ebenfalls bei der

Ermittlung der Beitragshöhe in die Rechnung eingestellt
worden. Ja, unter gewissen Umständen müssen der Inva¬

lidenversicherung und der Angestelltenversicherung die

ausgeliehenen Gelder wieder zu einer bestimmten Zeit

zurückgegeben werden. Das ist notwendig, wenn anstatt

der Zunahme in der Zahl der Versicherten, wie sie im

allgemeinen zu erwarten ist, ein beträchtlicher Rückgang
eintritt: eine Gefahr, die als eine Folge des geringeren
Nachwuchses während dem Kriege uns in den rächsten

Jahren bevorsteht. Dann steigen weiter die Ausgaben für

die Invalidenrenten und Ruhegelder, die Einnahmen aber

bleiben hinter den angenommenen Beträgen zurück. Die so

entstehenden Fehlbeträge müssen aus den angesammelten
Mitteln gedeckt werden.

Die freien Gewerkschaften hatten sich nach der Auf¬

wertung unseres Geldes für die Umlage des Jahres-

bedarfs und gegen die Deckung des gesamten

Versicherung s bedarfes erklärt. Sie wollten den

ganzen Ertrag der Beiträge in der jetzigen schweren Zeit

zur sofortigen Erhöhung der ungenügenden. Leistungen
¦

an

die „invaliden" oder „zu alten" Arbeiter und ' Angestellten
verwenden. Spätef, hoffendich in einer auch wirtschaftheh

günstigen Zeit, müßten dann die Beiträge entsprechend den

angewachsenen Ausgaben erhöht werden. Wären diese

Forderungen durchgedrungen, so wären jetzt die großen
Mittel der Invalidenversicherung und Angestelltenversiche»
rung gar nicht vorhanden; dafür aber wären .die Leistungen
an die darauf angewiesenen Arbeiter und Angestellten

größer. Leider lehnte die Mehrheit des Reichstages die

Anträge ab, namentlich deshalb, weil nicht nur die Arbeit»

geber, sondern auch die christlichen Gewerkschaften sie be¬

kämpften. Jetzt besteht die Gefahr, daß der Invalidenver¬

sicherung und der Angestelltenversicherung die angesam?

melten Gelder in irgendeiner Weise über kurz oder lang
weggenommen werden, und daß infolgedessen die Beiträge
erhöht werden müssen, um nur die jetzigen, so ungenügen¬
den Leistungen an die Arbeiter und Angestellten aufrecht¬

zuerhalten.

Auch wenn diese Gefahr zunächst abgewendet werden

kann, was bedeutet das Vorgehen des Reichsfinanzministers

in der Sache? Die Arbeitslosenversicherung kann mit den

jetzigen Beiträgen nicht einmal die Ausgaben für die

Arbeitslosen decken. Noch. viel weniger vermag sie auch

noch die Zinsen für die Gelder der Invalidenversicherung
und der Angestelltenversicherung aufzubringen und an die

Rückzahlung der Gelder zu denken. Die Tragung dieser

weiteren Lasten würde die Schwierigkeiten in der Arbeits¬

losenversicherung nicht verringern, sondern vergrößern.
Unter allen Umständen muß das Reich die Zinsen

und die Sorge für die Abzahlung übernehmen. Das Reich

setzt damit das fort, was es im vorigen Jahre mit seiner;

Zwangsanleihe bei der Invalidenversicherung begonnen hat.

Dabei müssen . unsere.Finanzsachverständigen untersuchen,
ob d'eses Vorgehen zur Entlastung des Reiches wirklich das

zweckmäßigste, ist. ..-•-.,

Mit dem Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben bei

der Arbeitslosenversicherung aber hat es gar nichts zu tun,

Die langwierigen und unerfreul'chen Verhandlungen über;

die Zwangsanleihe haben uns der Erhöhung der Beiträge
Für de Arbeitslosenversicherung um keinen Schritt nähet

gebracht.
'

' ' •"

Und doch sollten inzwischen auch die Arbeitgeber ein¬

gesehen haben, daß die genügende Erhöhung der Beiträge

für die Arbeitslosenversicherung unvermeidlich ist, und daß

ihre Verzögerung nur größere Schwierigkeiten zur Felge
hat. Freilich: solange die Fragen der Arbeiter- und Ange»

stelltenversicherung erörtert werden," immer waren es im

besten Falle einige wenige Arbeitgeber, die den weiteren

Verlauf der sozialen
'

Entwicklung überblickten, den

Aufstieg der Arbeitnehmerklasse erkannten und sich

mit dem Ausbau der Arbeiter- und Angestelltenversiche¬

rung sowie deren Kosten abfanden. Die große Masse der

Arbeitgeber behauptete stets, die „Wirtschaft"- könne die

ihr zugemuteten sozialen Lasten nicht tragen. Das bekamen

wir nicht nur in schweren Zeiten zu hören> sondern auch bei

günstigem Geschäftsgange und außergewöhnlich großen

Unternehmergewinnen. Das Geschrei konnte schließlich

niemand, der sich darüber ein sachliches Urteil bilden

wollte, mehr ernst nehmen. Die Gesetzgebung kann hier, wie

auf dem ganzen Gebiete des Arbeiterschutzes, zwar vor¬

übergehend gehemmt, aber . nicht endgültig stillgelegt
werden.

Gustav Hoch, Hamburg.

Schutz der älteren Angestellten
Wir .berichteten in Nr. 2 unserer AfA-Bundeszeitung

bereits über eine vom AfA-Bund im Anschluß an frühere

Verhandlungen im Unterausschuß für Angestelltenfragen des

Reichstages eingeleitete Aktion, die zur Ausarbeitung eines

Gesetzentwurfes geführt hat. Inzwischen ist im weiteren

Verlauf der Verhandlungen ein gemeinsamer Antrag Nr. 209

— Aufhäüser-Schneider '— dem Unterausschuß zugeleitet

worden. Dieser Antrag entspricht in seinem wesentlichsten

Inhalt den von uns gemachten Vorschlägen. Er hat den

nachstehenden Wortlaut:

Entwurf eines-Gesetzes zum -Schutz der- Angestellten.' \']
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das

mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird!
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Artikel I.

Arbeitsvermittlung:
A. Meldepflicht.

Die Betriebe und Verwaltungen des öffentlichen und

privaten Rechts sind verpflichtet, alle zu besetzenden Stellen

für Angestellte bei einem öffentlichen oder sonstigen nicht¬

gewerbsmäßigen Arbeitsnachweis anzumelden. Soweit die

Stelle durch Künd:gung frei wird, erfolgt die Meldung binnen

einer Woche nach der Kündigung.
Ferner sind die Betriebe und Verwaltungen des öffent¬

lichen und privaten Rechts verpflichtet, von der erfolgten
Besetzung unter Angabe des Namens, des Alters und Fa¬

milienstandes dem Arbeitsnachweis, bei dem die offene

Stelle angemeldet war, innerhalb dreier Tage Anzeige zu

machen.

Stellen für Angestellte smd solche, in denen eine Tätig¬
keit nach § 1 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes
auszuüben ist.

B. Benutzungszwang.
Frei gewordene Stellen in Betrieben und Verwaltungen des

öffentlichen und privaten Rechts dürfen nur mit solchen

Bewerbern besetzt werden, die der Arbeitgeber aus den ihm

vom Arbeitsamt oder einem nichtgewerbsmäßigen Arbeits¬

nachweis Zugewiesenen ausgewählt hat. Die' Zuweisung hat

zu erfolgen unter Berücksichtigung
'

"1. der fachlichen Eignung für den Betrieb,
2. der Dauer der Stellenlosigkeit in Verbindung mit den

Familienverhältnissen,
3. des Lebensalters.

Die Zurückweisung vorgeschlagener Bewerber darf hur

wegen angeblich mangelnder fachlicher Eignung erfolgen.
Wird die Einstellung aus dem Kreise der Zugewiesenen

abgelehnt, so entscheidet das zuständige Arbeitsgericht.
Ergeht die Entscheidung auf Anstellung, so gilt der Arbeits¬

vertrag als abgeschlossen.
C. Kündigungsbeschränkung.

Soweit die auf Grund des Gesetzes eingestellten An¬

gestellten das 40. Lebensjahr vollendet haben, sind Kündi¬

gungen nur dann wirksam, wenn seit Beginn des Anstel¬

lungsverhältnisses mindestens sechs Monate vergangen sind.

Soweit keine längere Kündigungsfrist vereinbart ist, gilt eine

Frist von sechs Wochen vor Vierteljahrsschluß. Das Recht

zur fristlosen Kündigung aus einem wichtigen auf einem

Verschulden des Angestellten beruhenden Grunde bleibt
unberührt.

D. Ausführungsbestimmungen.
Das Nähere zur Durchführung dieses Artikels, insbeson¬

dere auch über das Zusammenwirken der nichtgewerbs¬

mäßigen mit den öffentlichen Arbeitsnachweisen, bestimmt
der Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung mit

Zustimmung des Verwaltungsrats der Reichsanstalt.

Artikel II.

Vorschriften zur Einschränkung der Zahl
der. Doppelverdiener.

Die Einstellung pensionierter oder auf Wartegeld ge¬
setzter Beamten darf nur durch den öffentlichen Arbeitsnach¬
weis erfolgen.

Pensionierte oder auf Wartegeld gesetzte Beamte, deren

Bezüge aus dem Beamtenverhältnis nicht mehr als den

doppelten Betrag dessen ausmachen, was sie für sich und

ihre Angehörigen an Arbeitslosenunterstützung erhalten

würden, wenn die Voraussetzungen zum Bezüge derselben
vorhanden wären, sind bezüglich der Einreihung und Ver¬

mittlung nach den gleichen Grundsätzen zu behandeln wie
andere Arbeitsuchende.

Soweit die Bezüge aus dem Beamtenverhältnis diese

Grenze übersteigen, ist vor der Vermittlung festzustellen,
daß keine anderen für den betreffenden Posten geeignete
Bewerber beim Arbeitsnachweis eingetragen sind.

. Alle Betriebe und Verwaltungen des öffentlichen und

Erivaten Rechts, die Dcppelverdener im Sinne des Abs. 1

eschäftigen, sind verpflichtet, dem zuständigen Arbeitsamt
innerhalb von acht Tagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
die Namen der Beschäftigten, die Art ihrer Tätigkeit, sowie
die Höhe der für sie in Betracht kommenden Pensions-'und

Wartegeldbezüge mitzute;!en. Soweit hiernach die Voraus¬

setzungen des Abs. 3 erfüllt sind, finden die Bestimmungen
aus Art. I, Abschn. B und C entsprechende Anwendung.
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die hiernach - zu Unrecht
beschäftigten Pensions- und Wartegeldempfänger unter

Itmfehärtung der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungs¬
frist "zu entlassen.

""" ' ""

Arbeitsverträge, die nach Inkrafttreten der Bestimmungen
des Art. II unter ihrer Außerachtlassung zustande gekommen
sind, sind nichtig.

Artikel 111.

Abkehrgeld.
Bei einer Kündigung von Angestellten durch den Arbeit¬

geber, die nicht aus einem wichtigen eder auf einem Ver¬
schulden des Angestellten beruhenden Grunde erfolgt, ist

eine Abgeltung zu entrichten, die nach der Gesam'duuer der

Zugehörigkeit zum Betriebe, der Unternehmung oder Unter-

nehmensgrrppe oder der Verwaltung berechnet wird. Sie

beträgt bei einer Gesamtdauer der Zugehörigkeit von drei
Jahren ein Monatsgehalt, nach je zwei weiteren Jahren ein

weiteres Monatsgehalt.
Soweit auch nach dem Betriebsrütegesetz eder ardjren

gesetzlichen Bestimmungen Anspruch auf eine Abgangs¬
entschädigung besteht, finden die für den Angestellten
günstigsten Bestimmungen Anwendung.

Artikel IV.

Arbeitgeber, die den Bestimmungen der Artikel I und II

zuwiderhandeln, werden auf Antrag vom Arbeitsgericht für

jeden einzelnen Fall mit einer Buße bis zu 3000 Reichsmark
belegt. Die hiernach aufkommenden Mittel sind dem zu¬

ständigen Landesarbeitsamt zu überweisen und von diesem

zugunsten des Ausbaues der Arbeitsvermittlung für An¬

gestellte zu verwenden.

Berlin, den 3. Februar 1930.

Wir werden über den weiteren Gang der Verhandlungen
ebenfalls berichten.

Rechtliche Stellung der Provisionsagenten
Wir verweisen auf die Ausführungen von Dr. Fritz

PGrrmann auf Seite 12/1930 der ,,AfA-Bundeszeitung".

Der vom Sozialen Ausschuß des Reichstages eingesetzte
Unterausschuß zum Schutz der älteren Angestellten hat sich
in seiner letzten Sitzung mit der Ausbeutung stellenloser

Angestellten befaßt. Bekanntlich sind zahlreiche Firmen

dazu übergegangen, die Not der älteren Angestellten zu

mißbrauchen, indem sie die Stellenlosen auf Provision an¬

stellen, ohne ihnen irgendwelchen rechtlichen Angestellten¬
schutz angedeihen zu lassen. Diese ausgebeuteten Kollegen
bekommen lediglich Provision von den verkauften Waren,
tragen also das ganze Risiko der Verkaufstätigkeit allein. Sie
werden rechtlich als Agenten behandelt, d. h. sie genießen
weder den gesetzlichen Kündigungsschutz, noch gehören sie

der Angestetltenversicherung usw. an. Diesen Mißständen
kann nur begegnet werden, wenn diese Provisionsagenten als

Handlungsgehilfen im Sinne des HGB. anerkannt werden.

Der Unterausschuß ist nach eingehenden Beratungen zu

dem Beschluß gelangt, dem Vollausschuß einen ent¬

sprechenden Gesetzentwurf, der dem Antrag der Abgeord¬
neten Aufhäuser und Schneider entspricht, vorzu¬

legen:
Drucksache Nr. 208 des Sozialen Aus¬

schusses des Reichstags.

Antrag des Unterausschusses.

Der Ausschuß wolle beschließen, beim Reichstag zu be¬

antragen: folgendem Gesetz die verfassungsmäßige Zu¬

stimmung zu erteilen:

Entwurf eines Gesetzes

zur Aenderung des § 59 des Handelsgesetzbuches.

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das

mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird:

Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt geändert:
Art. 1.

§ 59 erhält folgenden zweiten Absatz:

§ 59.

Wer, ohne ein selbständiges Handelsgewerbe zu betreiben,
damit betraut ist, für das Handelsgewerbe eines anderen

Geschäfte zu vermitteln oder im Namen des anderen ab¬

zuschließen, ist Handlungsgehilfe, auch wenn er als Ver¬

gütung ausschließlich oder vorwiegend Provision erhält.

.¦ Besteht Zweifel darüber, ob ein Handlungsgehilfen¬
verhältnis nach Abs. 1 und 2 oder ein Agenturverhültnis
nach § 84 vorliegt, so ist der Beschäftigte als Handlungs¬
gehilfe anzusehen.

Ar.tr'2.

Das Gesetz tritt mit dem 1. März 1930 in Kraft.

45



^v^WEÄSrirÄvr:e:

Betriebsrätewahlen
Auf die Bedeutung der B e t r i ebs rate wa hlen ist

wiederholt in unserer AfA-Bundeszeitung hingewiesen

worden. Im Hinblick auf das zehnjährige Bestehen
_

des

Betriebsrätegesetzes bringen wir an anderer Stelle dieser

Nummer einen besonderen Artikel Wenn wir als freigewerk¬

schaftliche Angestelltenorganisationen auch längst nicht mit

dem für das Jahr 1929 vorliegenden Gesamtergebnis zu¬

frieden sind, so darf doch festgestellt werden, daß gegen«

über den Vorjahren beachtliche Erfolge zu verzeichnen sind.

Das Gesamtergebnis der Wahlen in Mitteldeutschland haben

wir in Nr. 10/1929 der AfA-Bundeszeitung veröffentlicht.

— Nachstehend bringen wir das Resultat der Betriebsräte-

wählen für Groß-Berlin. Die Gegenüberstellung der Ei*«

gebnisse von 1928 und 1929 beweist rein zahlenmäßig den

Fortschritt, den die freigewerkschaftlichen Angestelltenver»

bände in den Berliner Industrien gemacht haben:

Gesamtergebnis der Betriebsrätewahl für 1929

Anteil der einzelnen AfA-Gewerkschaften an den Betriebsvertretungen

Industriegru ppo

7,nUt

der Betriebe

1929 1 1928

Zahl der

Betriebs- bzw.

Augestelltenräte

199 1 '1928

Z.d.A.

1929| 192K

Bu

1>Ö9

lab

l«28

D.W.V.

1929H928

Bank

1929 (928

Zu¬

schnei¬
der

1929 1928

Bülincn-

ge-
tiossen-

6cliafr

192911928

Wcrk-

P«1i«- "AT
«..„ri

vi'rb. o-
ttund Scbul.-

iudustr.'
1929'1928 19291 i92K

Caor-

sSngcr-
ieib.it.
Tänzer-
btind

19-T>!1V28

Banken, Handel, Versiche-

Baugewerbe und Stein-

Chemische Industrie . . .

Graphis hes Gewerbe . .

Nahrungs- u. Genußmiltel-

Staatüche und kommunale
Dehörden und Instanzen

Bernrbau,Hütten undSalinen
Sozialversicherung . . .

81*)

29

21

19

12

23

10

21

7

155

66

21

£

82

27

20

18

13

22

6

20

8

180

61

21

2

28

302

53

4t

41

42

67

19

70

8

604

243

64

6

103

320

45

40

40

36

68

11

64

8

620

162

63

7

106

185

12

24

20

3K

62

7

58

l

234

174

61

3

100

170

13

32

23

34

66

6

55

1

212

114

56

1

103

3

22

8

4

1

226

48

2

a

i

2

17

8

4

_

244

32

3

6

1

1

11

13

5

8

11

2

144

14

4

2

1

2

5

9

2

1

9

167

13

1

2

112 137 2

6

5

3

4 4

18

1

13

1

5 7

6 i

498") 488 | 1663 1590 !979 886 |S18 317 212 215 112;137 8 8 4 4 19 14 5 7 6 2

*) ITnter den in der Fadijrrnppe ,,Banken, Handel und Versicherungen" aufgeführten 81 Firmen befinden sidi 25 Bankbetriebe und 112 von

den 502 ISctriebsrHlen in dieser Kadigruppe -werden von diesen 25 Bank betrieben gestellt.

**) Die 4&3 Beiriebe enthaiten 124 erstmalige Meldungen, Wenn man diese absetzt, ist ein ziemlich starker Rückgang der Meldungen

gegenüber dem Jahre J928 zu verzeichnen.

WOHNUNGSFRAGEN

Entwurf eines Wohnheimstättengesetzes

Wir hatten in der AfA-Bundeszeitung Nr. 1/1029 in -einem

Artikel den Entwurf eines Wohnheirr.stättengesetze5 ein¬

gehend behandelt Der AfA-Bund hat an dem Zustande¬

kommen dieses Gesetzes durch seinen Vertreter im „Stän¬

digen Beirat für Heims ättenwesen beim Reichsarbeits¬

ministerium" von Beginn an tatkräftig mitgewirkt und auch

am 17. Januar 1930 durch eine Eingabe an den Reichs¬

arbeitsminister Dr. Wissel! die baldige Vorlage des Gesetz¬

entwurfes im Reichstag nochmals verlangt. In der Nr. 5

vom 15. Februar 1930 des Reichsarbeitsblattes ist jetzt

ein als „vorläufiger unverbindlicher Referentenentwurf"

bezeichneter Entwurf für ein „Gesetz über die Er¬

schließung und Beschaffung von Baugelände (Bauland«

gesetz)" veröffentlicht worden. In diesem Entwurf sind

wichtige Punkte des Wohnheimstättengesetzes, wie sie

nach den Beschlüssen des S'.Sndigen Beirats für Heimstätten¬

wesen beim Reichsarbeitsministerium vom 17. Oktcber 1928

vorgelegt wurden, nicht enthalten. Der AfA-Bund wird sich

in der nächsten Sitzung des SWP.-Ausschusses mit diesem

als unverbindlich bezeichneten Referentenentwurf befassen,

um zu verhüten, dafi durch Herauslassung besonders

wichtiger Punkte die Bedeutung und der Wert des Wohn«

heimstättengesetzes vermindert wird.

AUS DER INTERNATIONALEN ANGESTELLTENBEWEGUNG

Beratender Angestelltenausschuß beim
Internationalen Arbeitsamt

Wir haben wiederholt in der AfA-Bundeszeitung über die

Verhandlungen berichtet, die zum Zwecke der Bildung eines

Angestelltenausschusses beim Internationalen Arbeitsamt

geführt wurden. In Verfolg der Beschlüsse des 3. AfA-

Gewerkschaftskongresses in Hamburg haben sich der AfA-

Bund und der Internationale Bund der Privatangestellten für

die Schaffung eines Angestelltenausschusses energisch ein¬

gesetzt. Die deutsche Regierung hat sich die Wünsche des

AfA-Bundes zu eigen gemacht und ihrerseits ebenfalls auf

das Internationale Arbeitsamt eingewirkt. Die Vor¬

besprechungen im Verwaltungsrat des Internationalen Ar¬

beitsamtes sowie die verschiedenen Verhandlungen waren

äußerst kompliziert
Jetzt endlich hat Anfang Februar 1930 der Verwaltungs¬

ausschuß mit 12 gegen 10 Stimmen «inen Antrag der Unter¬

nehmer, der die Bildung des Angestelltenausschusses noch¬

mals vertagen wollte, abgelehnt. Mit 12 gegen 7 Stimmen

wurde dem von der deutschen Regierung vorgelegten Plan

zugestimmt. Mit 12 gegen 8 Stimmen hat der Verwaltungs¬

rat einen Unternehmerantrag, den Ausschuß paritätisch aus

Angestellten und Arbeitern zusammenzusetzen, abgelehnt.

Die Unternehmer haben daraufhin die Erklärung abgegeben,

daß sie im Ausschuß nicht mitarbeiten würden. Die Zusam¬

mensetzung des Ausschusses ist wie folgt beschlossen:

Der Ausschuß besteht aus 12 Angestelltenmitgliedera,

3 Vertretern des Verwaltungsrates, 2 außerhalb der Arbeitst«

Organisation gewählten Arbeitgebern. Ais Angestelltenver¬

treter wurden in den Ausschuß die folgenden Personen

gewählt:
G. J. A. S m i t, Niederlande,
Hallsworth, Großbritannien,

Aufhäuser, Deutschland,
B. Klein, Tschechoslowakei,

Horand, Schweiz,
Brost, Deutschland.
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Tessier, Frankreich,
R ö s s i g e r

,
Deutschland,

L a n d i, Italien,
Christophe, Belgien,

später zu ernennen:

Vertreter für Japan,
Viktor Alter, Polen.

Danach entfallen von den 12 Angestelltenvertretern sechs

Mitglieder auf die freigewerkschaftlichen Verbände. Wir

fteuen uns, daß der AfA-Bund durch den Kollegen Auf»

häuSer in diesem Ausschuß vertreten ist.

Gesetzentwurf zur Ratifikation

der Washingtoner Achtstunden-Konvention

In London fand auf Einladung des Arbeitsministers

Frau. Bondneid eine Ausspracne mit dem Direktor Albert

Thomas vom Internationalen Arbeitsamt statt.

Der Minister wünscht das englische Gesetz seinem

Wortlaut und Geiste nach in jeder Beziehung mit der Kon¬

vention in Uebereinstimmung zu bringen und zugleich den

besonderen englischen Verhältnissen nach IV.ögl'chkeit
Rechnung zu tragen. Letzteres bezieht sich insbesondere

auf die Arbeitsverhältnisse bei den englischen Eisenba' nen,
deren Tarifverträge nach Auffassung der Eisenbahnnagna-
ten eine Eingliederung der Eisenbahnen in den kahrr.en der

Washingtoner Konvention unmöglich machte. Vcn Unter¬

nehmerseite wurde daher ein starker Druck auf das Mini¬

sterium ausgeübt, die Eisenbahnen aus der Ratif kations-

urkunde auszuschließen. Der Arbeitsminister vertritt da¬

gegen den Standpunkt, daß eine derart'ge Ausschaltung der

Eisenbahnen die ganze moralische Bedeutung der Rat fika-

tionen der Konvention durch Großbritannien aufheben

würde und ist daher entschlossen, dem Widerstand dar

Unternehmer zu trotzen und mit Hilfe des Direktere des

'Arbeitsamtes Mittel und Wege zu finden, um diese Schwie¬

rigkeiten zu überbrücken.

AUS QEM ÄFÄjBliND

Erich Flatau

wurde in seiner Eigenschaft als Stadtverordneter und Vor¬

sitzender der sozialdemokratischen Fraktion des Berliner

Stadtparlaments in den Preußischen Staatsrat gewählt.

Wir freuen uns, daß die freigewerkschaftliche Angestellten¬
bewegung nunmehr durch den Kollegen Flatau auch in

dieser wichtigen preußischen Körperschaft vertreten ist.

Eine Kundgebung des AfA-Ortskartells Nürnberg
Volksstaat und Angestellte
Am 19. Januar 1930 veranstaltete das in diesem Winter

gegründete freigewerkschaftliche Nürnberger Angestellten¬
seminar des AfA-Bundes die 2. Angestelltenkundgebung
im Katharinenbau. Der außerordentlich gute Besuch dürfte

nicht zuletzt dem Erscheinen des Vorsitzenden des AfA-

Bundes, Reichstagsabgeordneten Aufhäuser-Berlin, gegolten
haben. Er leitete seine Ausführungen mit einem Blick auf

die Verhandlungen im Haag ein, um darzutun, daß das

erste Werk des neuen Volksstaates die Schaffung einer

Atmosphäre des Vertrauens war. Das durch das absolu¬

tistische Deutschland und den Krieg verlorengegangene
Vertrauen sei nur durch Demokratisierung im Innern zu

gewinnen gewesen und weiter' zu gewinnen. Die Frage Dik¬

tatur oder Demokratie sei keineswegs nur eine politische
Frage, wenn auch zunächst nur die politischen, nicht aber

die wirtschaftlichen Privilegien abgeschafft werden konnten.

Der Volksstaat habe immerhin den Ausgangspunkt für die

Schaffung sozialer Freiheit gebracht. Noch wichtiger als

für die Arbeiter sei die Anerkennung der Gewerkschaften

und das kollektivistische Prinzip für die Angestellten, die

diesen Errungenschaften in der Vorkriegszeit noch viel

ferner standen als die Arbeiterschaft. Der Redner ging dann

im einzelnen auf die sozialen Forderungen und Fortschritte

ein: die Durchsetzung des kollektiven Arbeitsvertrages, das

Schlichtungswesen, das Betriebsrätegesetz, die Arbeits¬

gerichtsbarkeit, das Kündigungsschutzgesetz. Im Mittel¬

punkt des Kampfes um die Sozialversicherung, auf die un¬

möglich verzichtet werden könne, stehe die Reform der An¬

gestelltenversicherung, zu der in den nächsten Wochen die

große Novelle im Reichstag zu verabschieden sei. Es werde

im Plenum u. a. darauf ankommen, daß die von der Mehr¬

heit gestrichene Rentenerhöhung wieder eingesetzt werde.

Ein heißer Kampf werde auch um die Arbeitslosenversiche¬

rung geführt werden müssen, ebenso seien bei der Rege¬
lung der deutschen Finanzreform neue Vorstöße zu erwarten.

Es werde darauf ankommen, für alle diese Kämpfe die poli¬
tischen Kräfte, die aus der Arbeiterschaft kommen, zu¬

sammenzufassen.

AfA-Ortskartell Pirmasens

_

Das AfA-Ortskartell Pirmasens hatte für den 14. Februar

eine öffentliche Versammlung einberufen, zu der etwa 400

Besucher erschienen waren. Kollege Göring referierte über

den Kampf um den Fortschritt in. der Sozialpolitik. Er legte
dar, daß die Angestellten nicht in friedlichen Arbeitsgemein¬
schaften mit dem Arbeitgeber, wie sie der DHV. propa¬

giert, die brennend gewordene, soziale Frage lösen können,
sondern keine scharfen Auseinandersetzungen mit der Gegen¬
partei fürchten dürfen. Jede Erfüllung auch der kleinsten

Forderungen der Angestellten kostet einen scharfen Kampf.

Die Angestellten müssen immer mehr erkennen, daß ihre

wirtschaftliche und gesellschaftliche Lage nicht durch frei¬

willige Zugeständnisse der Arbeitgeber geändert wird und

verbessert werden kann. Die Arbeltsmechanisierung und

Rationalisierung hat auch bei den Angestellten nicht halt

gemacht. Auch sie werden das Opfer der modernen Pro¬

duktionsverhältnisse. Um so mehr muß von ihrer Seite

darauf geachtet werden, daß durch sozialpolitische Maß¬

nahmen ihr Schicksal gemildert wird. Die Renten der An¬

gestelltenversicherung müssen auskömmlich gestaltet wer¬

den. Die RfA. ist heute dank einer Kapitalreserve von

1,3 Milliarden RM. dazu in der Lage, ohne daß eine Gefähr¬

dung der finanziellen Sicherheit in Zukunft eintritt Auf Ini¬

tiative des AfA-Bundes wurde seinerzeit das Kündigungs¬
schutzgesetz im Reichstag verabschiedet, das den Angestell¬
ten vor allzu schnellen Verlust seiner Stellung bewahren soll.

Kollege Göring ging dann auf die neuen Vorschläge des

AfA-Bundes zur Regelung des Arbeitsmarktes, der Steue¬

rung der Arbeitslosigkeit durch Arbeitsbeschaffung usw.

ein. Er legte dar, wie das Betriebsrätegesetz zu einer wirk¬

samen Waffe der organisierten Angestellten werden kann.

Großer Beifall dankte dem Vortragenden für den gegebenen
interessanten Querschnitt der gegenwärtigen sozialpoliti¬
schen Situation.

Arbeitsbericht der AfA-Zentrale

für die Zeit vom 26. Januar bis 25. Februar 1930

Wirtschaftspolitik.
An den Besprechungen über die gegen¬

wärtige Wirtschaftslage nahmen auf Einladung
des Reichswirtschaftsministers die Kollegen Schweitzer und

Suhr teil.

Eine umfangreiche Denkschrift über die Wirt-

Schafts- und Finanzlage wurde gemeinsam mit

dem ADGB. bearbeitet und kommt in den nächsten Tagen
als Informationsmaterial für unsere Funktionäre zum

Versand.
Die gegenwärtige Lage im niederschlesischen

Bergbau bildete den Gegenstand einer besonderen Aus¬

sprache mit dem zuständigen Referenten im Handels¬

ministerium.

Verschiedene Vorkommnisse in letzter Zeit veranlaßten

den Vorstand, in einem Rundschreiben an die Bezirks- und

Ortskartelle gegen örtlicheSubventionswünsche
und zollpolitische Foiderungcn Stellung zu

nehmen.

Die übrigen Arbeiten der wirtschaftspolitischen Abteilung
standen in enger Verbindung mit den Beratungen über den

kommenden Haushaltsplan und den Y o u n g -

Gesetzen.
In zahlreichen Einzelfällen wurden neu in den Aufsichtsrat

gewählten Betriebsräten zusammengefaßte Darstellungen
über die Entwicklung- ihrer Firma zugestellt.

Sozialpolitik.
Die vom SWP.-Ausschuß ausgearbeiteten Vorschläge

zum Schutz der älteren bzw. aller An¬

gestellten haben zu einer dem Unterausschuß des

Reichstages zugeleiteten Vorlage Aufhäuser-Schneider Ver¬

anlassung gegeben. Den Wortlaut dieser Vorlage veröffent¬

lichen wir auf Seite 44 dieser Nummer.

Die finanzielle Lage der Reichsanstalt
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für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ver-

anlaßte den Reichslinanzminister Vorschläge zur Sanie¬

rung zu machen, die auf den energischen Widerstand

der freigewerkschaf;lichen Organisationen gestoßen sind.

Nach gemeinsamen Beratungen der beiden freigewerkschaft¬
lichen Spitzenorganisationen wurde der auf Seite 33 dieser

Nummer veröffentlichte Aufruf fertiggestellt. Es gelang die

christliche und Hirsch-Dunckersche Gewerkschaftsrichtung

für die Unterschrift zu gewinnen. Ueber die Einzelheiten

dieser Auseinandersetzungen berichten wir an anderer

Stelle.
Im Vorstand der Reichsanstalt für Ar¬

beitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung wurden die Haushaltsberatungen

fortgesetzt, an denen unsere Vertreter teilnahmen.

Die AfA-Hauptgeschäftsstelle bemühte sich, durch Ein¬

wirken auf den Verkehrsausschufi des Reichstages eine

Ausdehnung des Geltungsbereichs der Ar¬

beiterwochenkarten zu erzielen; ebenso sind ihre

Bemühungen, die Arbeiter-Rückfahrkarten auf die Schnell-

und Eilzüge uuszudehnen und für Entfernungen über 250 km

gelten zu lassen, noch nicht abgeschlossen.
An einer Sitzung des Bewilligungsausschusses für Dar-

lehnsgesuche von älteren Angestellten nahm der Vertreter

des AfA-Bundes teil.

Der SPD.-Fraktion des Preußischen Landtages wurde

eine Eingabe der freigewerkschaftlichen

Spitzenorganisationen (ADGB., AfA-Bund und

ADB.) zur Frage der Höhergruppierung der

mittleren Gewerbeaufsichtsbeamten über¬

mittelt.

Ende Januar fand eine Aussprache, zu der die Gesellschaft

für Gewerbehygiene eingeladen hatte, über die Vorbereitung

der Wanderausstellung „Arbeitssitz und Arbeitstisch" statt.

Der AfA-Bund war vertreten.

Im Reichsarbeitsministerium fand eine Sitzung über die

Bildung eines Ausschusses für die Groß- und kaufmänni¬

schen Betriebe im Rahmen der Gesellschaft für Gewerbe¬

hygiene statt. Der AfA-Bund hatte einen Vertreter entsandt.

Auf Initiative des AfA-Bundes fanden Verhandlungen der

AfA- und ADGB.-Organisationen des Bühnengewerbes statt,

in denen die Wirtschaftsnot der deutschen

Theater Gegenstand der Aussprache war. Es wurde ein

besonderer Ausschuß gebildet, d°r die Aufgabe hat, auf Reich,

Staat und Kommunen einzuwirken und Vorschläge für die

Beseitigung der wirtschaftlichen Theaterkrise zu unterbreiten.

An einer Aussprache über Unfallverhütung in Erfurt nahm

ein Vertreter des AfA-Bundes teil.

Bergbau.

Der AfA-Bergbauausschuß beschäftigte sich in seiner

Sitzung am 23. Januar mit dem Verlauf der Hauptver¬

sammlung der Reichsknappschaft und mit

den Wahlen der Beisitzer zu den Knappschaftsoberversiche-

rungsämtern. In seiner Sitzung am 5. Februar nahm der

Bergbau-Ausschuß zu den Betriebsrätewahlen im Bergbau

Stellung und beschloß die Herausgabe eines Flug'blattes. Am

14. Februar behandelte er die Wahlen der Beisitzer

des Knappschaftssenats.

Reich, Staat und Gemeinde.

Der Behördenausschuß des AfA-Bundes erörterte in seiner

Sitzung am 20. Februar u.a. Fragen des Betriebs¬

räterechts und des Tarif rechts in bezug auf die

Behördenangestelltcn.
Im weiteren Verfolg dieser Beratungen wurde dem Reichs¬

arbeitsminister eine Eingabe übermittelt, in welcher der AfA-

Bund die Streichung des § 13 des BRG. verlangt.

Bildungswesen.
Der AfA-Bundesvorstund beschäftigte sich in einer ge¬

meinsamen Sitzung mit dem Bildungsausschuß mit den

Aufgaben des Bildungsreferats.
In einer besonderen Sitzung beschäftigte sich der Bil¬

dungsausschuß mit „Schul jahrbeginn und Ferienordnung".
An der Kuratoriumssitzung der staatlichen Fachschule für

Wirtschaft und Verwaltung Berlin nahm Kollege S'ähr,
an der Sitzung der freien Punkzentrale der Kollege

Kreyssig teil.

Nach einem zusammenfassenden Bericht, der den Ver¬

bandsvorständen zuging, haben bisher 14 Kurse von je
14 Tagen stattgefunden, in denen insgesamt 361 Funktionäre

geschult wurden. Diese Kurse verteilen sich wie folgt:
4 Kurse für Betriebsräte im Aufsichtsrat,

2 Kurse für Beisitzer in den Verwaltüngsausschüssen der

i Arbeitsämter,
2 Bergbaukurse,
1 Chemiekursus,
1 Kursus für Bank- und Versicherungsangestellte,
1 Betriebsrätekursus für die Metallindustrie Rheinland-

Westfalen,
3 Funktionärkurse für das westliche Deutschland.

Von den 14 Kursen entfallen fünf auf das Jahr 1929. Drei

weitere Kurse haben inzwischen in diesem Jahr stattgefunden
(vgl. Bericht auf Seite 39).

Der AfA-Bundesvorstand beschäftigte sich in seiner letzten

Sitzung mit dem Arbeiterbüchereiwesen und

lehnte eine Beteiligung am „Tag des Buches" ab.

Wochenendkurse fanden im Berichtsmonat in

Karlsruhe für Südwestdeutschland und in Dort«

m u n d für das Bezirkskartell Rheinland-Westfalen statt.

Auf dem Kursus in Dortmund referierte Frau Dr. Grünfeld

über Weltwirtschaft und Kollege Dr. Stehr über die Ent¬

wicklung des Angestelltenrechts. In Karlsruhe behandelt©

Kollege Göring in beiden Tagen die Angestelltenversicherungj
Auf einem Wochenendkursus des AfA-OrtskartellS

Füistenwalde sprach Kollege Göring über sozialpolitische?

Fragen der Gegenwart.
AfA-Pressefachausschuß.

Der Fachausschuß trat am 8. Februar zu einer Be¬

ratung zusammen. Er nahm einen Bericht des Kollegen

Göring über die Zusammenarbeit mit demFach«

ausschufi des ADGB. und ADB. entgegen, besprach
die Ausgestaltung des internen AfA-Pressedienstes und

behandelte eine Reihe wichtiger pressetechnischer Fragen,
Vertreter des Fachausschusses wohnten einem Presse-

empfang des Reichsarbeitsministers bei, über dessen

Verlauf wir an anderer Stelle berichten.

Vorstand.

Der Vorstand nahm in seiner Sitzung vom 17. Februar zu

Anregungen des B'ldungsausschusses Stellung. Er stimmte

der Denkschrift zur Reichsfinanz reform zu

und beschäftigte sich besonders mit bergbaulichen
Fragen. Er beschloß den Vorsitzenden und stellvertreten¬

den Vorsitzenden der Arbeitsämter, die Mitglieder der AfA-

Verbände sind, mitzuteilen, daß ein Beitritt zu dem

neuge gründeten Berufsverein der Vor¬

sitzenden der Arbeitsämter Deutschlands

unerwünscht ist.

Als Vertreter für den Internationalen Gewerk¬

schaftskongreß wählte er die Kollegen Aulhäuser^
Stähr und Urban.

Für den aus den Diensten der AfA-Hauptgeschäftsstelle
ausscheidenden Kollegen Dr. Stehr beschloß er den Kol¬

legen Dr. G r e i 1 anzustellen.

Die Vertretung des AfA-Bundes im Kuratorium

der Wirtschaftsschule in Düsseldorf wird

künftig Kollege Buschmann wahrnehmen.

Auf der Bundesausschußsitzung des ADGB. am IT. und

18. Februar war der AfA-Bund durch den Kollegen Stähr

vertreten.

Kollege Göring sprach in einer öffentlichen Ver¬

sammlung des AfA-Ortskartells Pirmasens am

14. Februar; Kollege Friedel besuchte im Auftrag des

Bundesvorstandes in organisatorischen Angelegenheiten
einige Orte im Bereich des AfA-Bezirkskartells Bayern.

Die AfA-Hauptgeschäftsstelle hat in diesem Jahl

zum ersten Male eine

einheitliche Einbanddecke
in guter Ausführung für die AfA-Bundeszeitung her¬

stellen lassen, die zum Preise von 1 Mk. einschl. Ver¬

sandkosten erhältlich ist.

Bestellungen bitten wir an die Hauptgeschäftsstelle
des Allgemeinen freien Angestelltenbundes, Berlin

NW 40, Werftstr.7 zu richten.

Das Inhaltsverzeichnis ist fertiggestellt und wird

auf Anforderung kostenlos durch die AfA-Haupt¬

geschäftsstelle geliefert.
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